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I. TAGUNGSDOKUMENTATION 

DAS KONZEPT  
DER LOKALEN 
ALKOHOLPOLITIK

Theoretische Grundlagen  
und Erkenntnisse
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Peter Lang

„EFFEKTIVE ALKOHOLPRÄVENTION BINDET REGIONALE  
GEGEBENHEITEN MIT EIN“ 

Grußwort der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)

ich freue mich sehr, Sie 
zur Fachkonferenz „Was 
kann eine lokale Alkohol­
politik leisten?“ begrüßen 
zu dürfen. Mein herzlicher 
Dank geht zunächst an das 
Land Niedersachsen und 
damit sowohl an die Nie­
dersächsische Landesstelle 
für Suchtfragen (NLS) als 
auch den Landespräventi­
onsrat Niedersachsen (LPR) 
und das Niedersächsische 
Landesjugendamt (NLJA), 

die zusammen mit der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung die heutige Fachkonferenz veranstalten. Ebenso 
danken möchte ich dem Kooperationspartner der heutigen 
Tagung, der Landesstelle Jugendschutz Niedersachsen (LJS).

Weltweit gehört hoher Alkoholkonsum zu den vier häufigs­
ten vermeidbaren Krankheitsursachen. Missbräuchlicher 
Konsum von Alkohol ist somit auch einer der Hauptrisikofak­
toren für vorzeitige Sterblichkeit in ganz Europa. 

In Deutschland gehört ein unkritischer und zu hoher Alko­
holkonsum für viele Menschen zu einem mehr oder weniger 
„normalen“ Konsumverhalten. Mit fast zehn Liter Reinal­
kohol pro Kopf im Jahr zählt Deutschland weltweit zu den 
Hochkonsumländern beim Alkohol. Rund 9,5 Millionen Men­
schen trinken hierzulande Alkohol in gesundheitsschädlichen 
Mengen, 1,77 Millionen Menschen haben eine Alkoholsucht 
entwickelt. Jährlich sterben etwa 74.000 Menschen an den 
Folgen des Alkoholkonsums – häufig in Verbindung mit Rau­
chen. Und auch die volkswirtschaftlichen Kosten des hohen 
Alkoholkonsums sind immens: knapp 27 Milliarden Euro im 
Jahr, so eine Berechnung aus dem Jahr 2007.

16 Prozent der 18- bis 25-Jährigen konsumieren Alkohol­
mengen in riskantem Umfang, über 44 Prozent der Alters­
gruppe haben innerhalb des letzten Monats Rauschtrinken 
betrieben. Mehr als 26.000 Jugendliche zwischen 10 und 20 
Jahren wurden aufgrund einer Alkoholintoxikation im Jahr 
2012 stationär behandelt. Obwohl es erste Hinweise gibt, 
dass der hier in den letzten Jahren zu beobachtende Anstieg 
sich nicht weiter fortsetzt, zeigen diese Zahlen die nach wie 
vor hohe Notwendigkeit passgenauer und lebensweltnaher 
Präventionsangebote. Für die Bundeszentrale für gesund­
heitliche Aufklärung ist Alkoholprävention deshalb ganz klar 
das Schwerpunktthema „Nummer eins“ innerhalb der Sucht­
prävention. 

Vom Verband der Privaten Krankenversicherung werden wir 
in unserer Präventionsarbeit dabei maßgeblich unterstützt. 
Die Jugendkampagne „Alkohol? Kenn dein Limit.“ – die bis­
lang größte Alkoholpräventionskampagne in Deutschland 
– wird erst durch dieses Engagement ermöglicht. Daher an 
dieser Stelle ein ganz herzlicher Dank an die PKV für die gro­
ße Unterstützung seit 2009, die noch bis 2018 fortgesetzt 
wird. Wir freuen uns sehr über die weitere Förderung in 
einem gesellschaftlich so wichtigen Themengebiet wie der 
Alkoholprävention. 

Der weit verbreitete übermäßige Alkoholkonsum in Deutsch­
land wird auch in Städten, Gemeinden und Landkreisen zu­
nehmend zum Problem. Kommunen registrieren, dass sich 
der Alkoholkonsum in den öffentlichen Raum verlagert und 
u.a. Lärm, Gewalt oder Vandalismus mit sich bringt. 

Die niedersächsische Fachkonferenz greift gezielt diese ak­
tuellen Herausforderungen auf, vor der zahlreiche Kommu­
nen stehen. Sie will einen Beitrag zum Austausch und zur 
Erarbeitung von Problemlösungsstrategien leisten. Städte 
und Gemeinden reagieren bereits seit einiger Zeit mit ganz 
unterschiedlichen Maßnahmen auf die Entwicklungen. Hier­
zu zählen u. a. ordnungspolitische Maßnahmen. Darüber 
hinaus müssen wir als Präventionsfachkräfte für vernetzte, 
aufeinander aufbauende Präventions- und Interventionspro­
gramme, welche die Aussicht auf Erfolg erheblich steigern 
können, werben. 

Die Fachkonferenz soll in diesem Sinne als interdisziplinärer 
Fachaustausch Vernetzung und Kooperation fördern und 
gleichermaßen Impulsgeber für eine systematische Durch­
führung und Organisation einer kommunalen Alkoholprä­
vention in Niedersachsen sein. Die Kooperation mit Akteuren 
vor Ort ist ein zentraler Bestandteil in der Suchtprävention 
der BZgA, denn Suchtprävention muss die Menschen in ihren 
Lebenswelten direkt und persönlich erreichen. Unsere Ange­
bote für die Settings Schule und Freizeit, aber auch die zahl­
reichen Kooperationsprojekte mit Ländern und Kommunen 
spiegeln den hohen Stellenwert wider, den der vernetzende, 
kommunale Ansatz für uns hat.

Einige der Bund-Länder-Modellprojekte, z. B. „Gemeinsam 
initiativ gegen Alkoholmissbrauch bei Kindern und Jugend­
lichen GigA“ sind auch darauf ausgerichtet – ähnlich wie im 
Konzept der „Lokalen Alkoholpolitik“ – strukturelle Verände­
rungen zu unterstützen, durch die kommunale Alkoholprä­
vention gelingen kann. 



Tagungsdokumentation 5

Effektive Alkoholprävention bindet regionale Gegebenheiten 
mit ein. Hier setzt die niedersächsische Fachkonferenz an. Es 
geht z. B. um die Fragen:

Welche Handlungsfelder lokaler Alkoholpolitik 
sind zu identifizieren?

Welche Rolle spielt die Politik bei der  
kommunalen Alkoholprävention?

Welche Rolle spielt Netzwerkarbeit als  
Voraussetzung für erfolgreiche lokale  
Alkoholprävention? 

Dabei steht u. a. das Konzept der „Lokalen Alkoholpolitik“ im 
Fokus. Bei dem in der Schweiz entwickelten und mittlerweile 
auch in Teilen Deutschlands angewandtem Konzept geht es 
darum, verschiedene lokale Maßnahmen und Aktivitäten zu 
verbinden, um gezielt den missbräuchlichen Alkoholkonsum 
mit seinen Folgen für eine Kommune anzugehen. 

Wir möchten gemeinsam mit Ihnen daran arbeiten, wie eine 
nachhaltige und vernetzte Prävention des riskanten Alkohol­
konsums auf kommunaler Ebene gelingen kann. 

Was mich besonders freut: Die Fachkonferenz erfüllt den 
Anspruch der Interdisziplinarität in hohem Maße – mit Teil­
nehmenden aus den unterschiedlichen Handlungsbereichen 

der Suchtprävention, des öffentlichen Gesundheitswesens, 
der kommunalen Verwaltung: Jugendämtern, Gesundheits­
ämtern, Ordnungsämtern, der Wissenschaft und der Politik. 
In Zusammenarbeit mit dem BZgA-Länder-Kooperationskreis 
zur Suchtprävention, der seit vielen Jahren die enge Abstim­
mung zwischen Bundes- und Länderaktivitäten sicherstellt, 
stellen wir diese Fachkonferenz in eine Reihe weiterer Län­
derkonferenzen. Wir möchten gemeinsam mit Ihnen Län­
derkonferenzen zur kommunalen Alkoholprävention gestal­
ten, die länderspezifische Problematiken lösungsorientiert 
ansprechen und damit einen Beitrag leisten zur weiteren 
Entwicklung von erfolgversprechenden kommunalen Alko­
holpräventionsstrategien. 

Zum Schluss möchte ich noch einmal sehr herzlich der Ar­
beitsgruppe „Alkoholprävention in Niedersachsen“ für die 
fachlich-inhaltliche Vorbereitung, Planung und Organisati­
on der heutigen Fachkonferenz in Zusammenarbeit mit der 
BZgA danken. 

In diesem Sinne wünsche ich uns eine anregende, lebendige 
und ergebnisreiche Fachkonferenz, die uns viele neue Impul­
se für die weitere gemeinsame Arbeit am Thema gibt.

Vielen Dank!

Peter Lang
Leiter der Abteilung 1, Themen- und zielgruppenspezifische 
gesundheitliche Aufklärung und stellvertretender Direktor 
der BZgA
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Arbeitsgruppe „Alkoholprävention in Niedersachsen“  

ALKOHOLPOLITIK UND ALKOHOLPRÄVENTION

Entwicklung einer kommunalen Gesamtstrategie in Niedersachsen

„Im Hinblick auf kommunale Suchtprävention mit kombinier­
ten Maßnahmen in mehreren Handlungsfeldern ist zu sa­
gen, dass präventive Bemühungen mittlerweile im Hinblick 
auf Alkohol und Tabak und vereinzelt auf illegale Drogen Ef­
fekte nachweisen können. Die Projekte bestehen meist aus 
schulbasierten Maßnahmen in Kombination mit Erziehungs-, 
Kommunikations- und Konfliktlösetrainings in der Familie. 
Eine systematische Kooperation kommunaler Akteure und 
kommunale alkoholpolitische Regelungen könnten hierbei 
die Wirkung erhöhen.“ (Bühler, 2013, S.8) 
Diese neueren Ergebnisse der Suchtforschung beziehen sich 
auf das Handlungsfeld Kommune und belegen, dass der seit 
einiger Zeit eingeschlagene Weg, in der Suchtpräventions­
praxis lokale Konzepte zu entwickeln, nachweislich eine Wir­
kung erzielen kann. Der Hinweis, dass in der Alkoholpräven­
tion Effekte auf das Konsumverhalten erzielt werden können 
– das heißt, dass sich der Konsum nachweislich reduziert 
oder verzögert hat, möglicherweise auch verhindert werden 
kann – macht Mut, die Arbeit vor Ort breiter anzugehen. Um 
die Effekte zu erhöhen, sind häufiger als bisher verhaltens
orientierte mit verhältnisorientierten Maßnahmen im Sinne 
eines „Policymix“ (siehe S.13) zu verknüpfen. 
Zu dem Zweck, die Qualität der alkoholpräventiven Arbeit 
in den Kommunen zu fördern und zu unterstützen, haben 
sich die unterzeichnenden Landesorganisationen vernetzt 
und führen in der Arbeitsgruppe „Alkoholprävention in Nie­
dersachsen“ seit 2011 jährlich eine Fachtagung in der Rei­
he „Professionalisierung kommunaler Alkoholprävention“ 
durch. Die Veranstaltungen verfolgen das Ziel, die inhaltliche 
Auseinandersetzung über Qualitätsentwicklung und zukünf­
tige Strategien der Alkoholprävention landesweit auf eine 
breite Basis zu stellen.

Professionalisierung kommunaler  
Alkoholprävention
Die erste Tagung 2011 machte darauf aufmerksam, dass 
Prävention, um nachhaltig zu sein, strukturell und politisch 
vor Ort verankert sein muss, und dass zur Erreichung dieser 
Zielsetzung Netzwerke erforderlich sind. Mittels einer vorab 
durchgeführten Befragung wurde auf der Veranstaltung ein 
Überblick über die „Projektlandschaft“ in Niedersachsen ge­
geben und Akteure und Akteurinnen aus der Praxis stellten 
ausgewählte Projekte zur Alkoholprävention vor. Deutlich 
wurde, dass in den meisten beteiligten Kommunen, die zu 
diesem Thema arbeiteten, Netzwerke existierten, darüber 
hinaus aber keine politische und strukturelle Verankerung 
der Alkoholprävention festzustellen war. In den meisten Pro­
jekten wurde engagiert auf Probleme, z. B. rauschtrinkende 
Jugendliche in der Öffentlichkeit, reagiert, aber es gab in der 
Regel vor Projektbeginn keine Bedarfserhebung als Grundla­
ge für einen Maßnahmenplan. 

Von der Niedersächsischen Landesstelle für Suchtfragen 
(NLS) wurde das HaLT-Projekt vorgestellt, das bundesweit 
verbreitet ist, alkoholpräventive Aktivitäten vernetzt und 
in Niedersachsen inzwischen an 25 Standorten angeboten 
wird. Das Projekt ist beispielhaft, weil es die Verhaltens- mit 
der Verhältnisprävention kombiniert und dafür praxisrele­
vante Bausteine entwickelt wurden, die sowohl auf der in­
dividuellen (bei Jugendlichen mit riskantem Alkoholkonsum 
bzw. Alkoholvergiftung) als auch auf der kommunalen Ebene 
ansetzen. In Niedersachsen wird HaLT von der NLS koordi­
niert.1

Bedarfsanalyse – eine fachliche 
Herausforderung für die Praxis
Aufgrund der Ergebnisse der ersten Veranstaltung wurde 
bei der zweiten Tagung 2012 das Thema Bedarfsanalyse in 
den Mittelpunkt der Auseinandersetzung gestellt. Zentra­
le Fragestellungen waren dieses Mal: Welche Risiko- und 
Schutzfaktoren in der sozialen Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen sind bekannt und welche Bedeutung ha­
ben sie für die lokale Bedarfsanalyse? Unmittelbares Re­
agieren auf jugendliches Risikoverhalten ist nur begrenzt 
erfolgreich, wenn nicht zugleich eine Analyse der Lebens­
verhältnisse von Kindern und Jugendlichen erfolgt, die 
sowohl deren Probleme und riskanten Verhaltensweisen 
erfasst, als auch die „lokale Ausprägung“ der Risiko- und 
Schutzfaktoren ermittelt, um daraus die tatsächlichen Be­
darfe für das Erstellen eines Maßnahmenplans zu entwi­
ckeln (Vgl. Landespräventionsrat Niedersachsen 2013).  
 „Für das Sammeln und Analysieren von Daten im Rahmen 
der Bedarfsanalyse gibt es inzwischen schon gute Beispie­
le.2 Dennoch benötigen die Kommunen Unterstützung, weil 
dieses Vorgehen für die in der Prävention Tätigen eine Her­
ausforderung darstellt und erst ,eingeübt’ werden muss. Mit 
welchen Angeboten und mit welcher Intensität die Arbeit 
vor Ort unterstützt werden sollte, muss auf Länderebene 
konzipiert werden. In Niedersachsen ist mit der ,präventiven 
Langzeitstrategie CTC – Communities That Care’ ein erster 
Schritt erfolgt. Mit diesem Angebot unterstützt der Landes­
präventionsrat Niedersachsen (LPR) Kommunen dabei, ihre 
Präventionsangebote zielgenauer zu planen. Zielsetzung die­
ser Strategie ist es, mithilfe eines Instrumentariums, frühzei­
tiger als bisher, problematischen Entwicklungsverläufen bei 
Kindern und Jugendlichen entgegen zu wirken.“ (Schlieckau, 
2014)
Der LPR stellte auf der Veranstaltung sein Modell der „So­
zialräumlichen Bedarfsanalyse für die Prävention mit der 

1	 www.halt-in-niedersachsen.de, www.halt-projekt.de
2	 www.ctc-info.de
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Methode CTC“ vor, zu der u. a. auch eine Übersicht gehört, 
die die von der Forschung ermittelten Risikofaktoren nennt. 
Diese Risikofaktoren-Matrix kann für die Ermittlung lokaler 
Bedarfe wichtige Hinweise geben. 
Im Fazit dieser Broschüre (siehe S.37) wird insbesondere 
darauf hingewiesen, dass neue Aufgaben in der Alkoholprä­
vention zusätzliche Qualifikationen erfordern, die nicht ohne 
Weiteres bei den Fachkräften vorausgesetzt werden können. 
Die Schlüsselpersonen vor Ort brauchen deshalb frühzeitig 
Unterstützung zur Förderung eigener Kompetenzen. Be­
stimmte Aufgaben, wie beispielsweise die Evaluation kom­
munaler Programme sollten an Externe delegiert werden. 
Personelle Kapazitäten auf Landesebene für die fachliche 
Begleitung und Beratung landesweiter Alkoholprävention 
haben sich inzwischen als notwendig herausgestellt.

Was wirkt? – Strategien für die Umsetzung  
wirksamer Programme
Seit über zehn Jahren wird in der Suchtprävention über die 
Kombination der Verhaltens- mit der Verhältnisprävention 
diskutiert und was beide Ansätze bewirken, wenn sie mitein­
ander verknüpft sind. Auch wurde in den letzten Jahren ver­
sucht, den Begriff der Evidenzbasierung, der in der Medizin 
gebräuchlich ist, auf die Suchtprävention zu übertragen und 
die Unterschiede zwischen beiden Arbeitsfeldern heraus­
zuarbeiten. Vertreter/innen aus Forschung und Praxis aus 
Deutschland, Österreich und der Schweiz erarbeiteten im 
Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit 2014 eine 
„Arbeitsdefinition“ der evidenzbasierten Suchtprävention in 
Köln:

„Evidenzbasierte Suchtprävention entspricht der gewissen­
haften, vernünftigen und systematischen Nutzung der gegen­
wärtig bestmöglichen theoretisch und empirisch ermittelten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse als auch des Praxiswissens 
sowie des Wissens der Zielgruppen für die Planung, Imple­
mentierung, Evaluation, Verbreitung und Weiterentwicklung 
von verhältnis- und verhaltensbezogenen Maßnahmen.
Die Generierung neuen Wissens für evidenzbasierte Sucht­
prävention erfolgt im Kontext von Forschung und Praxis.“3

Die dritte Fachtagung im Jahr 2013 konzipierten die Veran­
staltenden im Sinne o. g. „Arbeitsdefinition“. Ziel war, For­
schungsergebnisse und Praxiserfahrungen zu der Fragestel­
lung „Was wirkt? – Strategien für die Umsetzung effektiver 
Programme“ (Tagungsthema) vorzustellen. Es wurden ein 

3	 Experten- und Expertinnengruppe „Kölner Klausurwoche“ (2014): 
Memorandum Evidenzbasierung in der Suchtprävention – Möglichkeit 
und Grenzen. Köln 

Überblick über die Forschungslage gegeben, Kriterien und 
Standards verdeutlicht, die Vorbedingung für die Wirksam­
keit präventiver Maßnahmen sind und Umsetzungsmög­
lichkeiten in der Kommune erörtert. Insbesondere wurde 
auf die Wirksamkeit bereits durchgeführter und evaluierter 
Programme aufmerksam gemacht, um damit dem Trend 
etwas entgegen zu setzen, immer wieder neue Projekte zu 
entwickeln und durchzuführen, die nicht evaluiert werden 
(können) und deren Wirksamkeit unklar bleibt. Empfeh­
lungslisten mit überprüften Angeboten wurden alternativ 
vorgestellt. Sie sprechen auf der Grundlage von Bewertungs­
kriterien Empfehlungen für evaluierte Programme (z. B. für 
die Bereiche Familie, Schule, Kinder, Jugendliche und Nach­
barschaft) aus und erleichtern dadurch die Auswahl.4 Wird in 
der Kommune für einen oder mehrere der genannten Berei­
che ein Bedarf ermittelt, können die erprobten Programme 
ausgewählt und unter Berücksichtigung lokaler Besonder­
heiten angewendet werden.

Angesprochen mit dem Programm dieser Veranstaltung wa­
ren kommunale Akteurinnen und Akteure, die mit der Ent­
scheidung über die Einführung wirksamer Programme und 
Strategien befasst sind. Trotz eines guten Besuchs und einer 
guten Bewertung der Veranstaltung durch die Teilnehmen­
den, konnte die anvisierte Zielgruppe der Entscheider/innen, 
beispielsweise aus der Politik, nur annähernd erreicht wer­
den, was zeigt, dass hier noch Motivationsarbeit zu leisten 
ist und sicherlich auch Formen der Ansprache über Fachta­
gungen hinaus gefunden werden müssen.

Die Rolle der Politik in der Alkoholprävention

Ausgehend von diesen Erfahrungen lautete die zentrale Fra­
gestellung der vierten Fachtagung 2014 in Niedersachsen 
„Was kann eine lokale Alkoholpolitik leisten?“ 
Mit Vertretern aus der Schweiz5 und Nordrhein-Westfalen6 
und einer Vertreterin aus Baden-Württemberg7, die das Kon­
zept der „Lokalen Alkoholpolitik“ durchführen und ihre Er­
kenntnisse vorstellten, wurden folgende Fragen erörtert:
•	 Was ist die Rolle der Politik in der kommunalen Alko­

holprävention? 
•	 Sind die derzeitigen kommunalpolitischen Rahmenset­

zungen geeignet, die Professionalisierung der Alkoholprä­
vention zu befördern?  

4	 www.gruene-liste-praevention.de/
5	 der Schweizer Stiftung RADIX
6	 der LWL-Koordinationsstelle Sucht aus NRW
7	 des Baden-Württembergischen Landesverbandes für Prävention 
und Rehabilitation 
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•	 Brauchen wir politisch beschlossene und unterstützte 
Gesamtkonzepte? 

•	 Und wie sollten solche Konzepte aussehen? 

Die Beiträge und Diskussionen der Tagung, in dieser Bro­
schüre veröffentlicht, bestätigen, dass Maßnahmen der 
Alkoholprävention – auch aus Sicht der Praxis – dann nach­
haltig sind, wenn sie in ein lokales Konzept der Alkoholpo­
litik eingebunden werden. Hier scheint ein wesentlicher 
Schwerpunkt der suchtpräventiven Arbeit in den kommen­
den Jahren zu liegen: vor Ort zu erreichen, dass die politisch 
Verantwortlichen die Alkoholpolitik als eine ihrer Aufgaben 
neben z. B. der Bau- und Verkehrspolitik begreifen. Die wis­
senschaftliche Begleitung des Schweizer Konzeptes, dessen 
Sechs-Schritte-Modell in dieser Broschüre (siehe S.10) be­
schrieben wird, schreibt dazu in ihrem Evaluationsbericht: 
„Damit von einer lokalen Alkoholpolitik die Rede sein kann, 
müssen politische Inhalte und Strukturen geschaffen wer­
den. Dabei gilt es, sich insbesondere auf die Phasen der Poli­
tikformulierung und –implementierung zu fokussieren. Denn 
hier werden die politischen Inhalte definiert und die Struk­
turen und Ressourcen festgelegt, mit denen die formulierten 
Inhalte umgesetzt werden sollen.“ (Peters; Wapf, 2006, S. 79) 
Das bedeutet, die politische Vertretung übernimmt in dem 
Prozess der Implementierung der lokalen Alkoholpolitik die 
Verantwortung und Steuerung und delegiert diese nicht an 
die Akteure und Akteurinnen, die auf der operativen Ebene 
tätig sind und deren Auftrag es ist, die politischen Beschlüs­
se in die Praxis umzusetzen, bestehend aus verhaltens- und 
verhältnisorientierten Maßnahmen (Policymix). Die pädago­
gischen und ordnungspolitischen Ansätze sind hierbei mitei­
nander zu verknüpfen. 
Der Prozess der Umsetzung kommunaler Alkoholprävention 
und Etablierung einer Alkoholpolitik ist anspruchsvoll und 
setzt Geduld voraus. Die Schweizer Kolleginnen und Kolle­
gen beispielsweise gehen von einem Zeitraum von zwei bis 
vier Jahren aus. Auf den ersten Blick scheint das sehr lang zu 
sein, doch die bisherigen Evaluationen machen Mut, weil die 
Ergebnisse zeigen, dass sich diese Anstrengungen lohnen.

Die Vorträge und die durchgeführten Workshops der Fachta­
gung „Was kann eine lokale Alkoholpolitik leisten?“ vom 27. 
November 2014 in Hannover bilden den Inhalt dieser Bro­
schüre, die in ihrem ersten Teil theoretische Grundlagen und 
im zweiten Teil praktische Hinweise für eine Umsetzung des 
Konzeptes Lokale Alkoholpolitik enthält.
Die Vorträge wurden darüber hinaus auch per Video aufge­
zeichnet und sind im Internet auf den Seiten des LPR und der 
NLS zu sehen.8

8	 www.lpr.niedersachsen.de/nano.cms/kommunale-kriminalprae­
vention?XA=details&XID=192 oder www.nls-online.de 

Die Unterzeichnenden wünschen viel Erfolg dabei und freu­
en sich über Rückmeldungen und Anregungen

ARBEITSGRUPPE „ALKOHOLPRÄVENTION IN NIEDERSACHSEN“ 

Ricarda Henze
Niedersächsische Landesstelle für Suchtfragen (NLS)

Frederick Groeger-Roth
Landespräventionsrat Niedersachsen (LPR)

Susanne Keuntje
Niedersächsisches Landesjugendamt (NLJA) 

Traudel Schlieckau (bis 31.08.2014)
Landesstelle Jugendschutz Niedersachsen (LJS)
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Corinne Caspar, Christian Jordi

15 JAHRE „DIE GEMEINDEN HANDELN!“

Konzept und Erfahrungen aus der Schweiz

In den letzten 15 Jahren hat die auf Gemeinden ausgerich­
tete Prävention zusätzlich an Bedeutung gewonnen. Gerade 
bei der Alkohol- und Tabakprävention spielen Gemeinden 
eine wichtige Rolle, denn viele Rahmenbedingungen, wie z. 
B. die Umsetzung der Jugendschutzbestimmungen, die dem 
Tabakkonsum und dem übermässigen Alkoholkonsum ent­
gegenwirken, können von einer Gemeinde direkt gesteuert 
werden. Aber wie? Gefragt sind nachhaltige, bevölkerungs­
nahe und unkomplizierte Lösungen.

Die Rolle der Gemeinden in der Prävention

Die kommunale Gesundheitsförderung und Prävention sind 
unverzichtbare Pfeiler in der schweizerischen Gesundheits­
vorsorge. Die drei subsidiären Stufen Gemeinden, Kantone 
und Bund bieten eine optimale Voraussetzung für eine be­
völkerungsnahe und wirksame Politik, auch in der Präventi­
on. Hauptgedanke ist, wenn möglich, Verantwortung an klei­
nere Strukturen zu übertragen, vom Bund an die Kantone, 
von den Kantonen an die Gemeinden, wo die Nähe zu den 
Betroffenen grösser ist.
Auf Gemeindeebene hat sich die Verbindung von Verhal­
tens- und Verhältnisprävention als zentrale Voraussetzung 
für die Wirksamkeit von Präventionsmaßnahmen erwiesen. 
Die Verhaltensprävention zielt auf die Beeinflussung des 
Wissens, der Einstellung/Motivation sowie des Verhaltens 
eines Individuums oder einer Zielgruppe. Verhältnispräven­
tion setzt bei der Beeinflussung der Umweltfaktoren, der 
Gesetze, der Lebens- und Arbeitsbedingungen, also bei den 
sozialen, kulturellen, rechtlichen und ökonomischen Rah­
menbedingungen an. In der Alkohol- und Tabakprävention 
haben in den letzten Jahren die legislativen und regulieren­
den Politiken und Strategien an Bedeutung gewonnen. Um 
die Attraktivität des Rauchens, den Zugang zu Tabakwaren 
und die Auswirkungen des Passivrauchens einzuschränken, 
haben sich folgende regulierenden Massnahmen als wirk­
sam erwiesen: Rauchverbote in öffentlichen Gebäuden 
oder rauchfreie Arbeitsplätze, Altersbegrenzungen und Ein­
schränkungen der Werbung.1 

Die Gemeinde bietet gerade für Alkohol- und Tabakpräventi­
on eine geeignete Plattform. Sie ist der Ort
•	 mit unterschiedlichen Lebens- und Arbeitsbereichen 

(Schule, öffentlicher Raum, Familie, Betriebe, Vereine, 
Jugendeinrichtungen usw.) in denen Menschen aller 
Altersstufen angesprochen und erreicht werden können;

•	 wo Jugendliche Tabakwaren und Alkohol kaufen und 
mit dem Rauchen beginnen, wo die Erwachsenen leben, 
welche mit dem Rauchen aufhören möchten; 

1	 Vgl. Abderhalden 2010.

•	 wo geeignete Bedingungen geschaffen werden können 
für die Förderung rauchfreier Lebensräume oder den 
Konsum von Alkohol, ohne sich selbst und/oder andere 
zu gefährden;

•	 wo Bildung, Erziehung, Soziale Arbeit existieren, wo 
Prävention stattfinden kann und Probleme aufgefangen 
werden können.

Im Zuge der Neuausrichtung kantonaler und nationaler Ge­
setze hat gerade die Tabakprävention auf Gemeindeebene 
zusätzlich an Bedeutung gewonnen. Die Verankerung von 
strukturellen Maßnahmen erleichtert wirksam die Umset­
zung der gesetzlichen Vorschriften in der Gemeinde, welche 
den Schutz vor Passivrauchen, die Abgabe an Minderjährige 
und die Werbung regeln. Auch im Bereich der Alkoholprä­
vention können viele Rahmenbedingungen, die den über­
mäßigen Alkoholkonsum von Jugendlichen beeinflussen, 
von den Gemeinden direkt und wirkungsvoll gesteuert wer­
den, wie bspw. durch Bewilligung von Festveranstaltungen, 
Patentvergabe im Gastgewerbe und Umsetzung der Jugend­
schutzbestimmungen. 

Kommunale Alkohol- und Tabakpolitik

Prävention auf Gemeindeebene ermöglicht es, gezielt in den 
Lebens- und Arbeitsfeldern tätig zu sein, wo Probleme ent­
stehen und wo sie auch aufgefangen werden müssen. 
Gemäß diesem Leitgedanken fördert der Gemeindeansatz in 
der Prävention eine kommunale Alkohol- und Tabakpolitik, 
welche unter Berücksichtigung der nationalen und kantona­
len Gesetze und Strategien die Angebote vor Ort plant, koor­
diniert und verankert. Im Fokus stehen die Entwicklung und 
Umsetzung einer breit abgestützten und verbindlichen Alko­
hol- und Tabakpolitik auf Gemeindeebene und nicht einfach 
eine einmalige Umsetzung von Maßnahmen.

Top-down

Die kommunale Alkohol- und Tabakpolitik soll grundsätzlich 
so gehalten werden wie andere lokale Politikfelder, z. B. die 
Bau-, Abfall- oder Verkehrspolitik: Der Gemeinderat und die 
Verwaltung setzen die Ziele fest, bilden eine Kommission mit 
allen Interessensvertretungen, welche die Situation in der 
Gemeinde beschreibt und analysiert und daraus Ziele sowie 
das weitere Vorgehen ableitet. Der von der Gemeindeexe­
kutive beschlossene Maßnahmenplan ist Bestandteil dieser 
kommunalen Policy-Entwicklung. Er ist auf Verhältnis- und 
auf Verhaltensprävention ausgerichtet, bezieht die lokale Si­
tuation der jeweiligen Gemeinde mit ein und integriert be­
stehende Präventionsangebote. 
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Der Gemeindeexekutive wird eine Schlüsselrolle zugewie­
sen: Sie übernimmt die Verantwortung für den lokalen Pro­
zess und die Verankerung der Maßnahmen in den Strukturen 
und im Gemeindealltag. 
Die Etablierung von Gesundheitsförderung und Prävention 
ist sowohl ein Signal der Gemeinde, das verdeutlicht, wie 
wichtig ihr die Gesundheit der Bevölkerung und die Einhal­
tung geltender Gesetze ist, als auch eine wichtige Vorausset­
zung für die Nachhaltigkeit der Maßnahmen.

Bottom-up

Damit nachhaltige Veränderungen und Prozesse möglich 
sind, welche von der Politik, den Behörden, Fachstellen und 
der Bevölkerung mitgetragen werden, braucht es ergänzend 
zu diesem wichtigen Top-down-Prozess auch einen Bot­
tom-up-Prozess.
Das bedeutet, die Akteure und Akteurinnen aus den ver­
schiedenen für die Prävention relevanten Handlungsfeldern2 
(Schule, Gewerbe, Familie, öffentlicher Raum usw.) werden 
mobilisiert und in die Problemanalyse als auch in die Planung 
und Umsetzung der lokalen Maßnahmen einbezogen. Im di­
rekten Austausch werden Haltungen und Einstellungen dis­
kutiert und festgelegt. Der Präventionskommission werden 
Vorschläge gemacht, welche Bedingungen in der Gemeinde 
und in den einzelnen Handlungsfeldern geschaffen werden 
sollen, damit z. B. rauchfreie Lebensräume gefördert werden 
können oder Alkohol konsumiert werden kann, ohne Selbst- 
und/oder Fremdgefährdung.

Sechs Schritte zu einer kommunalen  
Präventionspolitik

Das bewährte Konzept der lokalen Alkohol- und Tabakpolitik 
wurde in der Schweiz durch die Programme „Die Gemeinden 
handeln!“ (2000 – 2007)3, „Gemeindeorientierte Tabakprä­
vention“ (2008 – 2010) und „Die Gemeinden handeln! Ein 
nationales Programm für eine kohärente Prävention“ (2012 
– 2014) entwickelt und geprägt.4 Eingebunden in diese natio­
nalen Programme und mit fachlicher und methodischer Un­
terstützung5 haben in der Schweiz in den letzten Jahren 167 
Gemeinden aus 22 Kantonen ihre lokale Alkohol- und/oder 
Tabakpolitik entwickelt. Das Programm „Die Gemeinden 
handeln!“ (2000 – 2007) fand im Auftrag des Bundesamtes 
für Gesundheit (BAG) im Rahmen des nationalen Programms 
„Alles im Griff?“ statt, das Pilotprojekt „Gemeindeorientierte 
Tabakprävention“ (2008 – 2010) und „Die Gemeinden han­
deln!“ (2012 – 2014) wurden finanziell unterstützt durch das 
Nationale Programm Alkohol, den Tabakpräventionsfonds 
und die teilnehmenden Kantone und Gemeinden.

Bei der Planung und Umsetzung einer lokalen Suchtprä­
ventionspolitik hat sich ein Vorgehen bewährt, welches auf 

2	 Vgl. Roth/Jordi 2007.
3	 Zum Konzept „Die Gemeinden handeln!“ Vgl. Jordi 2008.
4	 www.diegemeindenhandeln.ch 
5	 Die Arbeitsinstrumente von „Die Gemeinde handeln!“ sind online 
erhältlich, www.radix.ch/dghArbeitsinstrumente, Zugriff 20.11.2014. 

dem sogenannten Policy-Cycle6 beruht. Im Sinne einer Po­
licy-Entwicklung für Gesundheitsförderung und Prävention 
dient das Modell als Instrument zur Strukturierung des Ge­
meindeprozesses mit dem Ziel, die thematische Auseinan­
dersetzung mit Tabak und Alkohol sowie anderen in der Ge­
meinde relevanten Themenbereichen (Vermüllung, Gewalt, 
Früherkennung und Frühintervention, Bewegung/Ernährung  
u. a.) politisch und strukturell nachhaltig in der Gemeinde zu 
verankern. Zudem soll durch eine sorgsame, systematische 
Planung sichergestellt werden, dass die anvisierten Ergeb­
nisse erzielt und die häufig begrenzten Ressourcen dorthin 
gelenkt werden, wo sie die größte Wirkung zeigen.7

1. Agendasetting
Die Exekutive beschließt die Entwicklung einer kommunalen 
Präventionsstrategie und überträgt diese Aufgabe dem zu­
ständigen Exekutivmitglied.

2. Strukturaufbau
Eine breit gestützte Arbeitsgruppe (Projekt-, Steuergruppe 
oder Kommission) mit Vertretungen aller relevanten Insti­
tutionen und Gruppierungen der Gemeinde und unter Ein­
bezug externer Fachpersonen wird konstituiert. Die Aufga­
ben der Arbeitsgruppe beinhalten die konkrete Vernetzung 
von Schlüsselpersonen der Gemeinde, die Erarbeitung eines 
Maßnahmenplans, die Steuerung der Umsetzung sowie die 
nachhaltige Verankerung der Maßnahmen im Gemeindeall­
tag.
Die Zusammensetzung und das Engagement der Arbeits­
gruppe haben einen wesentlichen Einfluss darauf, inwieweit 
die Maßnahmen langfristig angelegt sind und auf eine „Poli­
tikveränderung“ abzielen.8 Neben der Aufgaben- und Rollen­
klärung ist insbesondere die Haltungsklärung innerhalb der 
Arbeitsgruppe zentral. (Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
sichtbar machen, Vorurteile abbauen – die Gesundheit der 
Bevölkerung steht im Zentrum).

PRAXISBEISPIEL Der Bezirk Thal im Kanton Solothurn 
mit seinen neun Gemeinden Aedermannsdorf, Balsthal, 
Herbetswil, Holderbank, Laupersdorf, Matzendorf, Müm­
liswil-Ramiswil, Welschenrohr und Gänsbrunnen ist eine 
Erfolgsgeschichte betreffend Koordination und Vernetzung 
der Alkoholpolitik über die Gemeindegrenzen hinweg. 
Ausgehend von den Erkenntnissen und Erfahrungen des 
Ende 2007 abgeschlossenen nationalen Pilotprojekts „Die 
Gemeinden handeln!“ entwickelte der Bezirk Thal in Zu­
sammenarbeit mit der Suchthilfe Region Olten (SHO) und 
mit Unterstützung von RADIX eine auf die kommunalen 
respektive lokalen Bedürfnisse abgestimmte Alkoholpolitik. 
Als zentrale und wichtige Maßnahme wurden Ende 2010 
gemeinsame „Richtlinien für Veranstaltungen in den Ge­
meinden des Thal“ erarbeitet und verabschiedet.  
Herzstück und Motor der Alkoholpolitik in Thal ist die 
damals installierte und immer noch bestehende Arbeits­
gruppe, welche aus acht Delegierten der Gemeinden 

6	 Vgl. Brewer/de Leon 1983.
7	 Vgl. Caspar/Kull 2010.
8	 Vgl. Furrer et al. 2010.
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zusammengesetzt ist und von der Suchthilfe Ost begleitet 
wird. Hier werden die aktuellen Anliegen zur gemeindeori­
entierten Prävention thematisiert, gemeinsame Leitlinien 
entwickelt und regionale Zusammenarbeitsmöglichkeiten 
besprochen. Aktuelle Themen sind Suchtprävention, Alko­
holprävention und Littering (Vermüllung, d.Red). 

3. Situationsanalyse
Unter Einbezug verschiedener Akteurinnen und Akteure aus 
den relevanten Handlungsfeldern der Gemeinde (Vereine, 
Fachstellen, Behörden, Polizei, Eltern, Schule, Verkaufsstel­
len, Wirte, Verwaltung u. a.) werden die Ausgangslage und 
der Handlungsbedarf in Zusammenhang mit risikoreichem 
Suchtmittelkonsum erfasst und beschrieben. Es wird ein 
schriftlicher Bericht über die Ergebnisse verfasst, welcher 
die Grundlage für die Erarbeitung geeigneter Maßnahmen 
bildet.

PRAXISBEISPIEL In der Gemeinde Greifensee führt die 
Suchtpräventionsstelle Zürcher Oberland im Rahmen 
ihrer Teilnahme am aktuellen Programm „Die Gemeinden 
handeln!“ mit Schlüsselpersonen aus ganz verschiedenen 
Institutionen und Vereinen (z. B. der Schule, dem Gewerbe, 
Verkaufsstellen, Freizeitvereinen) eine Erhebung durch, 
die den Bedarf nach Förderung des risikoarmen Umgangs 
mit Alkohol und Tabak bei Jugendlichen und auch älteren 
Menschen ermittelt. Das Ziel ist, durch geeignete Maßnah­
men den problematischen Umgang mit Alkohol und Tabak 
zu verringern. 
In einem zweiten Projekt, das im Rahmen von „Die Gemein­
den handeln!“ durchgeführt wird, geht es Greifensee um 
die Schlichtung eines Nutzungskonflikts in einem Außen­
raum der Schule, der trotz vieler Initiativen und Ideen bis 
jetzt nicht gelöst werden konnte. Vor allem die Vermüllung 
auf dem Areal konnte nicht verhindert werden. In einer 
Zukunftswerkstatt wurden die Betroffenen zu Beteiligten 
und diskutierten mögliche Lösungen. Eine daraus entstan­
dene Arbeitsgruppe wird nun eine Vision für die gemeinsa­
me Nutzung entwickeln und zusammen mit den beteiligten 
Projekte formulieren, die den Konflikt entschärfen können.

4. Beschluss Maßnahmenplan
Der Maßnahmenplan beinhaltet die Schwerpunkte, Ziele 
und Zielgruppen der kommunalen Alkohol- und Tabakprä­
ventionsstrategie sowie die zur Zielerreichung notwendigen 
Maßnahmen. Der Gemeinderat beschließt den Maßnah­
menplan, stellt die notwendigen Ressourcen zur Umsetzung 
zur Verfügung und erteilt der Arbeitsgruppe den Auftrag, da­
mit zu beginnen.
Die Erfahrungen zeigen, dass bereits mit der Bedarfserhe­
bung in der Regel ein Handlungsbedarf festgestellt werden 
kann und verschiedene Realisierungsmöglichkeiten aufge­
zeigt werden können. Nicht alles kann und soll sogleich um­
gesetzt werden. Zudem ist wichtig zu beachten, dass nicht 
immer neue Angebote eingerichtet werden müssen. Oft 
reicht es, bestehende Aktivitäten anzupassen, die Zusam­
menarbeit zu fördern oder die Netzwerkbildung zu unter­
stützen.

5. Umsetzung Maßnahmenplan
Die Präventionskommission setzt mit ihren Partnern die ge­
planten Maßnahmen um. Die umgesetzten Vorhaben erzie­
len die gewünschte Wirkung.

Mit einer Imagekampagne ist es der Gemeinde Tafers gelun­
gen, wirkungsvoll die Norm Nichtrauchen in der Gemeinde 
zu stärken. Tafers nahm 2008 – 2010 unter der Leitung des 
Gemeinderats Markus Stöckli am Pilotprojekt „Gemein­
deorientierte Tabakprävention“ teil. Das Ziel war, in einem 
partizipativen Prozess und mit allen Beteiligten verbindliche 
Lösungen zur Verminderung des Tabakkonsums zu erarbei­
ten. 
Als eine der Maßnahmen wurden in enger Zusammenar­
beit mit den Jugendlichen, der Jugendarbeit, der Fachstelle 
Cipret und den Vereinen die Bushaltestelle und die Region 
rund um den Fußballplatz und das Klubhaus des FC Tafers 
zu rauchfreien Zonen gemacht. Mit professionell gestalteten 
Plakaten sowie witzigen und gut formulierten Slogans wur­
de darauf hingewiesen, dass Rauchen dort nicht erwünscht 
ist oder schädlich sein kann. Es wurden also keine Verbote, 
sondern lediglich Appelle kommuniziert. Der sichtbare Effekt 
war dann, dass nach dieser Maßnahme beim Spielen rund 
um das Fußballfeld die Zuschauenden kaum bis gar nicht 
mehr rauchten. Und dies gilt auch heute noch: Anlässlich 
von Juniorspielen wird auf dem Fußballplatz großer Wert ge­
legt auf „rauchfrei aus Sympathie zu unseren Junioren“, wie 
es auf einem der Plakate heißt. Die Regelung wird grundsätz­
lich sehr gut eingehalten.

6. Verankerung
Ziel einer lokalen Alkohol- und Tabakpolitik ist es, in Über­
einstimmung mit den kantonalen Gesetzgebungen, über die 
Projektdauer hinaus Verbindlichkeit und Nachhaltigkeit in 
der Alkohol- und Tabakprävention zu erreichen. 
Da es höchst unwahrscheinlich ist, dass ein Projekt nach 
Abschluss weitergeführt wird, wenn es nicht in den lokalen 
Strukturen institutionalisiert und verankert ist, muss Präven­
tion ein Teil des Gemeindealltags werden.

PRAXISBEISPIEL Eines der wohl nachhaltigsten und 
eindrücklichsten Projekte, das aus „Die Gemeinden han­
deln!“ entstanden ist, seit Jahren läuft und stets erneuert 
und erweitert wird, ist ein Gemeinschaftsprojekt der vier 
Appenzeller Ausserrhoden-Gemeinden Speicher, Trogen, 
Wald, Rehetobel und Teufen namens BRILLANT. Nach einer 
Veranstaltung von RADIX im Mai 2005 im Rahmen des Pi­
lotprojektes „Die Gemeinden handeln!“ 2002 – 2007 wurde 
die Steuergruppe „BRILLANT“ von Gemeinderatsmitglie­
dern der Gemeinden Speicher, Trogen und Wald gegründet. 
Die Steuergruppe ist immer noch aktiv und wird unterstützt 
von der Beratungsstelle für Suchtfragen Appenzell Ausserr­
hoden. Das Ziel von „BRILLANT“ ist es, dass Präventions­
projekte und -maßnahmen im Elternhaus, den Gemeinden, 
den Schulen, den Vereinen und in der Bevölkerung effizient 
umgesetzt werden und eine nachhaltige Wirkung haben. 
Dafür setzt die Steuergruppe Arbeits- und/oder ExpertIn­
nengruppen ein.  
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PRAXISBEISPIEL Nicht weniger eindrücklich ist die Ent­
wicklung von Yverdon-les-Bains im Kanton Waadt. Seit 
sieben Jahren konzentriert sich Yverdons Gesundheitsför­
derung und Prävention auf die Verbesserung von gesund­
heitsrelevanten Lebensbedingungen und folgt dem Prinzip 
der „kommunalen Gesundheitsförderung und Prävention“. 
Diese Entwicklung nahm ihren Anfang mit der Teilnahme 
der Gemeinde am Pilotprojekt „Die Gemeinden handeln!“. 
2005 wurde Prävention in Yverdon-les-Bains erstmals zu 
einem Thema der Politik: Die Mehrheit der Akteure (Fonda­
tion Vaudoise pour l’alcoolisme, Polizeiverwaltung, soziale 
Arbeit, Gemeinderat) sprachen sich für eine gemeinsame 
Präventionspolitik aus. Es wurde ein Budget für die Prä­
vention eingerichtet, eine Präventionskommission gebildet 
und die Stelle des Jugenddelegierten geschaffen. Diese 
Entwicklung förderte unter anderem die Zusammenarbeit 
der lokalen Präventionsfachstelle mit der Polizei im Jugend­
schutz und bei Auflagen für Festbewilligungen. 
Die Gemeinde hat in den folgenden Jahren die guten Erfah­
rungen mit dem Einbezug aller Beteiligten aus „Die Gemein­
den handeln!“ weiterentwickelt und 2013 den ersten Preis 
„gesunde Stadt“ für ihre umfassende „Politik der Gesund­
heit“ gewonnen. 

Fazit

Die aufgeführten Beispiele machen es deutlich: Regulierung 
auf Gemeindeebene ist möglich und wichtig; denn viele 
Rahmenbedingungen die dem Alkoholmissbrauch und Ta­
bakkonsum entgegenwirken (wie z. B. die Einhaltung von 
Jugendschutzbestimmungen) können direkt vor Ort gesteu­
ert werden. Die Gemeinden können in der Alkohol- und 
Tabakprävention besonders effektiv und effizient handeln, 
wenn gemeindeorientierte Präventionsprogramme auf die 
Strukturen, Bedürfnisse und Besonderheiten vor Ort zuge­
schnitten sind. Zudem müssen die Programme eine gewisse 
Flexibilität aufweisen, um auf Veränderungen reagieren zu 
können. Außerdem gilt es, bei der Programmplanung die un­
terschiedlichen Bedürfnisse der Zielgruppen zu berücksich­
tigen.9

Werden die beiden Präventionsbereiche Tabak und Alkohol 
in der Gemeinde gemäß des Konzepts der lokalen Alkohol- 
und Tabakpolitik im Rahmen eines partizipativen Prozesses 
mit allen Beteiligten angegangen, bekommt Regulierung 
eine zusätzliche Bedeutung: Die Behörden treffen mit der 
Bevölkerung, dem Gewerbe, der Wirtschaft, der Schule, den 
Vereinen usw. verbindliche Regelungen zum Umgang mit 
übermäßigem Alkoholkonsum oder zur Stärkung der Norm 
Nichtrauchen in der Gemeinde. Auf freiwilliger Basis - aber 
verbindlich - wird gemeinsam abgemacht, wie es in der Ge­
meinde „gehandhabt“ werden soll. Der Bedarf und die Be­
dürfnisse der Gemeinden steuern diesen Prozess. So werden 
Veränderungen und Verläufe möglich, welche auch nach Ab­
schluss des Projekts wirksam sind.

9	 Vgl. Peters, M./Wapf, B., Econcept 2006.

Die Entwicklung einer nachhaltigen kommunalen Präventi­
onspolitik ist komplex und benötigt finanzielle, zeitliche und 
personelle Ressourcen. Das bedeutet, die Gemeinde muss 
offen für die Thematik und bereit sein, Zeit und Engagement 
zu investieren. Gründe, die eine Teilnahme noch erschweren 
können, sind andere prioritäre Schwerpunktthemen oder 
Geschäfte, welche keine Ressourcen übrig lassen. Überdies 
kann eine Schwierigkeit die fehlende Bereitschaft einzelner 
Akteure/Akteurinnen zur Zusammenarbeit sein. Gerade die 
Zusammensetzung und das Engagement der Projektgruppe, 
die politische Unterstützung in der Gemeinde sowie das En­
gagement der Projektleitung spielen eine zentrale Rolle für 
den Erfolg des Prozesses.10 Weitere förderliche Faktoren, 
welche zu verbindlichem Handeln bei allen Beteiligten füh­
ren, sind Koordination und Vernetzung. Vor allem in Gemein­
den, in welchen vorher noch keine Präventionsstrukturen 
bestanden, haben sich im Pilotprojekt neue Kooperationen 
ergeben. Heute, sieben Jahre nach Abschluss des ersten 
Programms „Die Gemeinden handeln!“, sind viele der auf­
gebauten lokalen Arbeitsgruppen oder Kommissionen noch 
aktiv - oft auch zu Themen wie generelle Suchtprävention, 
Frühintervention etc. 

KONTAKT

Corinne Caspar
Lic. phil. I, Programmleiterin „Die  
Gemeinden handeln!“
RADIX Schweizerische Gesundheits
stiftung
Eigerplatz 5
CH-3007 Bern
Tel. +41 (0)31 312 75 75 
caspar@radix.ch
www.radix.ch

Christian Jordi
Leiter RADIX Ostschweiz  
Leiter Gesunde Gemeinden
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Mitglied der Geschäftsleitung RADIX
Schweizerische Gesundheitsstiftung
Fondation suisse pour la santé
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8006 Zürich 
+41 (0)44 360 41 09
jordi@radix.ch
www.radix.ch
www.spielsucht-radix.ch

10	Vgl. Furrer et al. 2010.
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Sabine Lang

LOKALE ALKOHOLPOLITIK 

Strategie einer effektiven und nachhaltigen kommunalen  
Alkoholprävention in Baden-Württemberg

Der Baden-Württembergische Landesverband für Präven­
tion und Rehabilitation (bwlv) ist der größte Suchthilfever­
band in Baden-Württemberg. Seine Aufgaben und Rahmen­
bedingungen machen es möglich, erprobte und evaluierte 
Konzepte flächendeckend in den Regionen unserer Fachstel­
len umzusetzen. Seit 2008 engagiert sich der bwlv für die 
Umsetzung und Verbreitung der Lokalen Alkoholpolitik. Das 
Konzept wurde aus der Schweiz von RADIX, einer Stiftung für 
Gesundheitsförderung, übernommen und an bundesdeut­
sche Verhältnisse angepasst.1

Mit der Strategie der Lokalen Alkoholpolitik sollen Kommu­
nen unterstützt werden, eine nachhaltige kommunale Alko­
holprävention zu implementieren, die der Vorbeugung von 
Vandalismus, Rauschtrinken, Ruhestörungen und Lärmbe­
lästigungen dient und die öffentliche Sicherheit fördert.
Nach wie vor weisen bundesdeutsche Klinikstatistiken sehr 
hohe Fallzahlen an Alkoholintoxikationen unter Kindern und 
Jugendlichen aus und nach wie vor gibt es eine intensive 
Diskussion in unserer Gesellschaft um die Sicherheit des 
öffentlichen Raumes und die Durchführung effektiver Maß­
nahmen.2

Lokale Alkoholpolitik setzt auf einen Policymix aus pädagogi­
schen und ordnungspolitischen Maßnahmen und verknüpft 
dabei wirkungsvoll Verhaltens- und Verhältnisprävention. 
Erstere, die hauptsächlich pädagogisch orientiert ist, nimmt 
Einfluss auf Menschen und beabsichtigt durch Informati­
onen und Erziehung das Verhalten wirksam zu verändern. 
Während letztere, die vorwiegend politisch orientiert ist, bei 
der Beeinflussung sozialer, kultureller, rechtlicher und öko­
nomischer Rahmenbedingungen durch politisches Handeln 
ansetzt. Die Kombination beider Präventionsansätze aus 
kommunalpolitischen Regulierungen und kommunalen Pro­
jekten wird von Präventionsexperten als vielversprechende 
und nachhaltigste Strategie bewertet.3

Lokale Alkoholpolitik ist ein systemübergreifender Ansatz 
und wirkt auf verschiedenen Ebenen und Settings, wie z.B. 
Gemeinde, Betriebe, Vereine, Schule, Familie etc. und bün­
delt alle Maßnahmen in einem Gesamtkonzept. Demgegen­
über steht die gängige Praxis, Einmalprojekte für eine kurze 
Zeit zu fördern, die oftmals unverbunden in der kommunalen 

1	 Vgl. www.radix.ch/index.cfm/593BC11C-D823-CE40-E5B86AAF­
D8BC67DC/?&lang=de (Zugriff am 12.6.2014)
2	 https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/presse­
mitteilung/pid/runder-tisch-beraet-empfehlungen-der-arbeitsgrup­
pe-lebenswerter-oeffentlicher-raum/ (Zugriff am 26.5.2015)
3	 Vgl. Bühler, A./Thrul, J. (2013): Expertise zur Suchtprävention. Aktu­
alisierte und erweiterte Neuauflage der „Expertise zur Prävention des 
Substanzmissbrauchs“, Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA), Band 46, Köln.

Landschaft platziert sind. Studien bestätigen, dass eine Neu­
strukturierung der kommunalen Alkoholprävention mit ei­
nem umfassenden Programm, das sowohl die Verhältnis- als 
auch die Verhaltensprävention beinhaltet, zur Verringerung 
von Rauschtrinken unter Jugendlichen, einer Reduzierung 
von Delikten und Unfällen und zu weniger alkoholbezogener 
Probleme in einer Kommune führt.4

Wirkfaktoren bei der Umsetzung einer  
kommunalen Strategie
In Baden-Württemberg wurde von 2009 bis 2011 durch Prof. 
Laging eine qualitative Studie in drei ausgewählten Gemein­
den durchgeführt, die an der Umsetzung einer Lokalen Alko­
holpolitik arbeiteten.5 Dabei konnten folgende Wirkfaktoren 
identifiziert werden, die die Implementierung einer Lokalen 
Alkoholpolitik befördern:

Problemdruck und Vorerfahrung
Wenn eine Problemlage hinsichtlich Vandalismus, Lärm­
belästigungen etc. vorhanden ist, hat die Gemeinde eine 
wesentlich größere Bereitschaft, sich auf den Prozess der 
Umsetzung einer Lokalen Alkoholpolitik einzulassen. Güns­
tig wirkt sich zudem aus, wenn vor Ort bereits positive Vor­
erfahrungen mit Runden Tischen und mit Präventionsarbeit 
gemacht werden konnten und sich dadurch Vertrauen in das 
Expertenwissen und die qualifizierte Begleitung durch Fach­
kräfte der Suchtprävention entwickelt hat.

Motivation
Die Motivationslage einer Gemeinde entscheidet, wie inten­
siv und umfangreich der Prozess einer Lokalen Alkoholpolitik 
vor Ort verläuft bzw. ob er gelingt. Nicht immer wird erreicht, 
die am Runden Tisch entwickelten Maßnahmen kontinuier­
lich in die zuständigen politischen Gremien zurückzuspielen 
und aktuelle Beschlüsse herbeizuführen. Laging empfiehlt 
deshalb bei Beginn eines Prozesses, die Motivationslage der 
Gemeinde zu analysieren und den Prozess darauf abzustim­
men.6

4	 Vgl. Holder, H., Ph. D. (2004/2005): Community Prevention of 
Young Adult Drinking and Associated Problems. In: SPECIAL PREVEN-
TION SECTION, Vol. 28, No. 4.
5	 Vgl. Laging, M. (2013): Lokale Alkoholpolitik in drei Gemeinden 
Baden-Württembergs, Fachzeitschrift Prävention, 1/2013, S. 22-24.
6	 Die Beratung orientiert sich am folgenden Modell von Edwards et 
al (2000), Community Readiness: Research to Practice, S. 298 ff (siehe 
auch S. 26 in diesem Bericht.)
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Fachwissen und die Beteiligung von Experten
Wichtig ist, dass Kompetenzen in den Bereichen Prozess­
steuerung, Organisationsentwicklung, Analyse, Evaluation, 
Dokumentation, Netzwerkmanagement sowie in der uni­
versellen, selektiven und indizierten Prävention vorhanden 
sind. Um lokale Akteure nicht zu überfordern, braucht es 
externe Experten/innen. Sinnvoll ist die Unterstützung bei 
oben genannten Prozessen wie auch bei der Moderation, 
der Mediation sowie bei der Auswahl an Präventionsmetho­
den und -maßnahmen. Dabei ist die gelingende Gestaltung 
der Kommunikation zwischen allen an diesem Prozess Betei­
ligten ein Schlüssel zum Erfolg.

Die universelle Prävention richtet sich an die Gesamtbevöl­
kerung und macht Sinn, wenn Risiken breit gestreut sind. 
Erfahrungsgemäß empfehlen sich Maßnahmen wie massen­
mediale Kampagnen, Aktivitäten auf Gemeindeebene und 
auch die Arbeit mit Schulklassen. 
An definierte Risikogruppen, z. B. Kinder aus suchtbelaste­
ten Familien, bei denen (lt. empirischer Befunde) wegen 
spezieller Risikofaktoren die Wahrscheinlichkeit einer Such­
tentwicklung erhöht ist, richtet sich die selektive Präventi-
on. 
Die indizierte Prävention entwickelt Angebote für Indivi­
duen, deren Risikoverhalten sich manifestiert hat, die aber 
noch nicht abhängig sind. Beispielsweise Jugendliche, die 
regelmäßig exzessiv trinken. 
In der selektiven und indizierten Prävention bedarf es 
maßgeschneiderter Angebote, die eher problem- und situ­
ationsorientiert ansetzen und komplex in der Umsetzung 
sind. Angebote im Bereich der Früherkennung, zur Stärkung 
spezifischer Schutzfaktoren mit dem Ziel der Schadensmi­
nimierung können einen guten Beitrag zur Verhaltensände­
rung leisten.

Kombination der Maßnahmen und Nachhaltigkeit
Die Begleitforschung zeigt, dass es in allen Gemeinden gelun­
gen ist, eine Vielzahl an Maßnahmen und Projekten in den 
Settings öffentlicher Raum, Vereine, Einzelhandel, Feste und 
Veranstaltungen und Familie zu initiieren und etablieren. Da­
bei nehmen die Settings Vereine, Eltern und Verkaufsstellen 
einen prominenten Raum ein.7

Laging konstatiert, dass verhaltensbezogene Maßnahmen, 
die sich an das Individuum richten, in der Regel leichter 
durchsetzbar sind, aber keine intensive Eingriffstiefe haben. 
„Die Akzeptanz für Maßnahmen mit intensiverer Eingriffstie­
fe erhöhte sich, wenn diese in der Gemeinde breit getragen 
wurden - entwickelt am Runden Tisch und beschlossen in 
den entsprechenden politischen Gremien - und zudem diese 
mit Maßnahmen von geringerer Eingriffstiefe sinnvoll ver­
bunden bzw. diese in ein kommunales Gesamtkonzept der 
Alkoholprävention integriert wurden.“8

7	 Vgl. Laging, M. (2013): a.a.O., S. 23.
8	 Ebd., Seite 23

Fazit und Empfehlungen
•	 Erweiterung des Konzepts um Instrumente, die die  

Konstituierung einer Lokalen Alkoholpolitik unterstützen 
(z. B. das Konzept der „Community readiness“ von 
Edwards et al. (2000), das beschreibt, wie die Motiva­
tionslage einer Kommune analysiert und entsprechend 
interveniert werden kann). 

•	 Entwicklung einheitlicher Standards für die Situations- 
und Bedarfsanalyse. 

•	 Formulierung von Standards für eine Lokale Alkohol
politik sowie Mindeststandards für Teilprojekte. 

•	 Festlegung fachlicher Anforderungen an eine kommunale 
Alkoholprävention, die u.a. die Erfolgskriterien (kurz-/
mittel- und langfristig) enthalten.

•	 Strukturierung der Beziehung von verhaltens- und 
verhältnispräventiven Maßnahmen. 

•	 Konzeptionelle Verankerung kontinuierlicher Trainings 
von Schlüsselpersonen zur Erweiterung systematischen 
Wissens sowie der Handlungskompetenz (z. B. zum  
Thema Organisationsberatung).

•	 Einbettung kommunaler Alkoholpolitik in übergeordnete 
politische und fachliche Strukturen (z.B. durch opera­
tive Unterstützung externer Fachleute und/oder über
örtlichen fachlichen Support. 

KONTAKT 

Sabine Lang
Referentin für Prävention, Dipl.-Päd.,  
Personal- und Organisationsentwicklung 
(M. A.), Systemische Beraterin
Baden-Wuerttembergischer Landesver­
band für Prävention und Rehabilitation
Basler Straße 61
79100 Freiburg
Tel.: 0761 / 156309-14
sabine.lang@bw.lv.de / www.bw-lv.de
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Mathias Speich

STADT – LAND – ALKOHOL 

Erfahrungen aus Westfalen-Lippe

Der Auftrag

Missbräuchlicher Alkoholkonsum und seine negativen Fol­
gen geraten immer stärker in den Fokus der Öffentlichkeit. 
Trotz vielfältiger Bemühungen stiegen die Zahlen der Kran­
kenhausaufnahmen, Gewalttaten und Sachschäden im Kon­
text Alkohol deutlich an. Häufig wurde dieser Trend mit Kin­
dern und Jugendlichen in Verbindung gebracht, er betrifft 
aber im gleichen Umfang auch die Erwachsenen.
Bei dem Projekt Lokale Alkoholpolitik ging es darum, die 
verschiedenen lokalen Maßnahmen und Aktivitäten zu ver­
binden und gegebenenfalls zu ergänzen. Das Thema miss­
bräuchlicher Alkoholkonsum mit seinen Folgen für eine 
Kommune sollte gezielt und übergeordnet angegangen wer­
den. Dabei muss das Rad nicht neu erfunden werden! Best 
Practice-Beispiele aus dem In- und Ausland lieferten wichti­
ge Impulse. Als Vorbild dienten hierbei die Erfahrungen von 
Radix (Schweiz) und Baden-Württemberg.

Unterstützung der Entscheidungsträger und  
ein politischer Auftrag 
Damit verhaltens- und verhältnispräventive Aktivitäten mög­
lichst optimal zusammenwirken, braucht es die Unterstüt­
zung der Entscheidungsträger und einen politischen Auftrag. 
Ein Ideal wäre, dass eine kommunale Alkoholpolitik einen 
ähnlichen Stellenwert bekommt, wie beispielweise eine 
kommunale Bau-, Wirtschafts- oder Kulturpolitik. Um fach­
fremden Beteiligten einen leichteren Einstieg in die Materie 
zu ermöglichen, wurde die Broschüre „Stadt, Land, Alkohol“ 
als Handreichung erstellt. (siehe S.31). Sie soll in einer kur­
zen und verständlichen Form einen Einstieg in die Thematik 
ermöglichen und Anregungen zum Handeln geben. Ziel ist, 
die positive Seite eines maßvollen und verantwortungsvol­
len Alkoholkonsums zu bewahren – aber entschieden etwas 
gegen die Nebenwirkungen zu unternehmen.

Alkoholpolitik, damit Prävention wirken kann!

Eine gezielte Lokale Alkoholpolitik kann Fachkräfte und Ent­
scheider einer Kommune themenbezogen miteinander ver­
netzen und Verhaltens- und Verhältnisprävention vor Ort 
aufeinander abstimmen. Dabei steht im Vordergrund, an­
gemessen auf die vielen regionalen und unterschiedlichen 
Problemsituationen, die durch Alkoholkonsum entstehen, 
amts- und institutionsübergreifend reagieren zu können.

Kommunale Politik stellt die Weichen einer Stadt und ih­
rer Verwaltung. Sie legitimiert entsprechende Gremien, 
Maßnahmen und Angebote und stellt im besten Fall eine 
Kontinuität in der Kommune im Umgang mit dem Thema 

Alkoholkonsum her. Ziel ist es, eine lokale und gesteuerte 
Alkoholpolitik selbstverständlich zu machen. Dabei werden 
die Entscheider durch die Fachkräfte vor Ort unterstützt. Das 
Know-how der alltäglichen praktischen Arbeit (besonders 
im Bereich Alkohol) liegt in vielen Kommunen bei den freien 
Verbänden und muss entsprechend berücksichtigt werden. 

Alkoholbedingte Problemlagen

Sichtbar werden die negativen Folgen des Alkoholkonsums 
in den wenigsten Fällen durch eine akute Alkoholintoxikati­
on. Viel häufiger geht es um das Thema Vandalismus oder 
Gewalt. Glasscherben im Sandkasten eines Spielplatzes oder 
zerstörte Bushaltestellen, Schlägereien auf Brauchtumsfes­
ten, überforderte Eltern von Jugendlichen oder kritische 
Rückmeldungen aus einem Jugendzentrum. Somit ist klar, 
dass Interventionsmöglichkeiten weit über die Grenzen der 
Suchthilfe gehen müssen. Andererseits wird dadurch auch 
deutlich, dass eine nachhaltige Lösung nicht in der Reparatur 
einer Bushaltestelle oder einer erhöhten Polizeipräsens auf 
Brauchtumsfesten liegt, sondern in einem verantwortlichen 
geregelten Umgang mit Alkohol. Gelingen kann das nur mit 
einer amts- und institutionsübergreifenden Zusammenar­
beit. Nur so können Problembereiche schneller erkannt und 
wirksame Aktivitäten miteinander abgestimmt werden. 

Unterschiedliche Bedürfnisse und  
wertvolle Ressourcen
Bei den verschiedenen Problemlagen und den damit verbun­
denen Akteuren einer Kommune bestehen selbstverständ­
lich auch unterschiedliche Sichtweisen, fachliche Einschät­
zungen und Lösungsvorschläge. Diese vielfältigen Ansichten 
stellen eine wertvolle Ressource dar. So kann die Suchthilfe 
eine gute Risikoeinschätzung in Problemsituationen abge­
ben und ist mit Netzwerkpartnern im Umfeld von Brenn­
punkten bereits im Kontakt. Das betrifft beispielweise den 
Kontakt zu Schulen, Jugendzentren und Vereinen, aber auch 
zu den entsprechenden Hilfesystemen wie Kliniken und Be­
ratungsstellen insgesamt. 
Die Verwaltung hingegen sieht regelmäßige Schäden im 
öffentlichen Bereich und erhält Berichte von Einsätzen der 
Rettungskräfte, des Jugendamtes und der Polizei. Das Ord­
nungsamt wird mit der Problematik konfrontiert, wenn es 
zu Verunreinigungen oder Sachbeschädigungen gekommen 
ist. Der Fokus der entsprechenden Institutionen ist somit ein 
anderer als der der Suchthilfe. Die Auswirkungen des Alko­
holkonsums werden unterschiedlich wahrgenommen, der 
Ursprung jedoch bleibt der gleiche. 
Eine nicht zu unterschätzende wertvolle Ressource für die 
Lokale Alkoholpolitik ist die Kenntnis der Verwaltung über 
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die kommunale Rechts- und Aufgabenstrukturen und deren 
Steuerung. Zur Erstellung einer Verwaltungsvorlage bei der 
Umsetzung einer Lokalen Alkoholpolitik ist dieses Wissen 
praktisch unverzichtbar. 

Bildung einer Steuerungsgruppe

Das wesentliche Merkmal des Konzepts: Nach Möglichkeit 
sind alle in der Kommune tätigen Institutionen und Organi­
sationen – vertreten durch Schlüsselpersonen – in der Steu­
erungsgruppe vertreten: Rat und Verwaltung, Schulen und 
Vereine, Elterninitiativen und Träger der Jugendarbeit, Han­
dels- und Gaststättenverbände, Polizei und Suchthilfe. Auf 
diese Weise entsteht eine Vernetzung der Beteiligten – wo­
bei es wichtig ist, dass die Verantwortungen und Zuständig­

keiten von Beginn an eindeutig 
geregelt sind.
Wichtig: Es ist von zentraler Be­
deutung, dass die Steuerungs­
gruppe die politischen Gremien 
kontinuierlich über die Ergeb­
nisse ihrer Arbeit informiert. 
Dann fühlt sich die Politik gut 
unterrichtet – und bleibt bei 
der Sache. Dabei ist die Art der 
Kommunikation von entschei­
dender Bedeutung. 

Tipp: Friedemann Schulz von 
Thun hat nicht zu Unrecht auf 
die „Vier Seiten einer Nach­
richt“ aufmerksam gemacht, 
was bei der Vielzahl von 
Gesprächspartnern und ihrer 
Funktionen dringend bedacht 
werden sollte! Allein der Titel 
„Lokale Alkoholpolitik“ löst 
unterschiedlichste Erwartungs­
haltungen aus und erfordert 
viel Feingefühl in der Kommu­
nikation mit den beteiligten 
Personen.

Situationsanalyse und 
Bedarfserhebung 
Die Arbeit der Steuerungsgrup­
pe beginnt mit der Analyse des 
Ist-Zustandes: Die Teilnehmen­
den beschreiben in kleinen 
Gruppen (evtl. Stadtteilbezo­
gen) die Situation vor Ort und 
geben eine Einschätzung der 
Probleme. Nach der Verständi­
gung auf Schwerpunkte (Orte 
oder Zielgruppen), nimmt die 
Steuerungsgruppe eine deutlich 
differenzierte Situationsanalyse 
und Bedarfserhebung zum Bei­
spiel durch gezielte Befragun­
gen vor Ort vor. 

Vergessen werden sollte dabei nicht, bereits bestehende 
Präventions- und Jugendschutzmaßnahmen zum Thema Al­
kohol zu berücksichtigen und in die Planungen mit aufzuneh­
men.

Zahlen, Dokumentation, Interpretation

Natürlich besteht in jeder Kommune der Wunsch, verläss­
liches Zahlenmaterial für eine bedarfsgerechte Implemen­
tierung einer Lokalen Alkoholpolitik zu bekommen. Dafür 
kann die Suchthilfe nur begrenzt einen Beitrag liefern. Als 
problematisch stellt sich hierbei heraus, dass die Dokumen­
tationsform der Suchthilfe in vielen Fällen nicht einheitlich 
ist. So zeigte sich bei einer durch die LWL-Koordinationsstelle 
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durchgeführten Befragung in einer Groß­
stadt, dass in insgesamt acht Suchthilfe­
einrichtungen sechs unterschiedliche Do­
kumentationssysteme eingesetzt wurden, 
von denen nur drei den Deutschen Kern­
datensatz erfassten und dieser anschlie­
ßend unterschiedlich durch die Mitarbei­
ter interpretiert wurde. Die Interpretation 
dieses Zahlenmaterials ist somit durchaus 
komplex. Wie bereits am Anfang erwähnt, 
zeichnet die Lokale Alkoholpolitik aus, dass 
viele Probleme außerhalb der Suchthilfe 
zur Kenntnis genommen werden. Stei­
gende Fallzahlen bei Rettungseinsätzen, 
erhöhte Fallbelastung im Jugendamt oder 
der Jugendgerichthilfe, steigende Kosten 
durch Reparaturen im öffentlichen Raum. 
All das sind gute Argumentationsgrundla­
gen für die fachliche Diskussion. Ebenso 
können Polizei- und Krankenhaustatistiken 
herangezogen werden. 
Erfahrungen zeigen, dass lokale Ereignisse 
wesentlich besser als überregionale wahr­
genommen werden. Hierbei können ge­
sammelte Presseartikel des letzten halben 
Jahres hilfreich sein (im Normalfall reicht 
die Montagsausgabe der regionalen Tages­
zeitung). Wenn auf bundesweite Zahlen 
zurückgegriffen wird, besteht eine erhöhte 
Aufmerksamkeit. Besonders wenn sie auf 
die lokalen Größen bezogen werden. Was 
bedeutet es in konkreten Zahlen für Ihre 
Region, wenn 15,2% der Minderjährigen 
Erfahrungen mit Rauschtrinken haben? 
Das alles sind aber “nur“ Zahlen, welche ei­
nen kleinen Teilbereich der vielschichtigen 
Problematik der Lokalen Alkoholpolitik auf­
greifen. Um einen lokalen Bedarf schneller sichtbar zu ma­
chen, zeigt sich eine Situationsanalyse als gutes Instrument, 
um Zielgruppen einzugrenzen und herauszufinden wer, wo 
und wann im welchem Ausmaß tatsächlich betroffen ist.

Folgende Leitfragen bieten sich für  
die Situationsanalyse an:
•	 Welche Probleme nehmen die unterschiedlichen Grup­

pen und Schlüsselpersonen lokal wahr? Worin unter­
scheiden oder gleichen sich diese? 
(Ort, Zeitpunkt, Altersstruktur…) 

•	 Welche Bedürfnisse haben die unterschiedlichen Bevöl­
kerungsgruppen? 
(Ruhe, Unsicherheit, Regulierung von Schäden…)

•	 Gibt es bereits Lösungsoptionen, um die Situation zu 
verbessern? 
(Vermehrte Kontrollen, Absprache/Auflagen, Angebote 
für Jugendliche…)

•	 Welche verhaltens- und verhältnispräventiven Maßnah­
men gibt es bereits – und wie wirkungsvoll sind sie? 
(Zusammenarbeit mit der Gastronomie, Auflagen für 
Festzeltbetreiber oder Tankstellen…)

Methode
Die Situationsanalyse kann mit Hilfe eines Fragebogens (sie­
he  Abb.) oder durch Einzel- und Gruppeninterviews mit Ju­
gendlichen, Multiplikatoren/Multiplikatorinnen und Schlüs­
selpersonen erfolgen. 
Wichtig:
•	 Bleiben Sie in der Diskussion immer bei den lokalen Pro­

blemen, verzetteln Sie sich nicht im großen Ganzen!
•	 Halten Sie die befragte Gruppe klein und auf Augenhöhe. 
•	 Vermeiden Sie eine zu starke Vermischung der unter­

schiedlichen Zielgruppen!
•	 Bedenken Sie die unterschiedlichen Bedürfnisse beispiel­

weise von Amtsleitungen, Mitarbeitenden der Bezirksso­
zialarbeit und dem Ehrenamt. 
Es ist empfehlenswert, dass eine externe Fachkraft die 
Situations- und Bedarfsanalyse vornimmt oder zumin­
dest begleitet.

•	 Es hat positive Auswirkungen auf die Akzeptanz des Pro­
jekts, wenn im Zuge der Situationsanalyse Fachkräfte und 
Bürger und Bürgerinnen zu Wort kommen. 
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Schon die Anwendung des Fragebogens stellt eine Inter­
vention dar, weil das Thema in das Bewusstsein der Befrag­
ten gerückt wird und damit eine Debatte ausgelöst werden 
kann. Diese hat in einer Dezernentenkonferenz natürlich 
andere Schwerpunkte, als sie bei einer Befragung von Schul­
sozialarbeitern, -arbeiterinnen haben wird. Da die Fragen of­
fen gehalten sind und die Antworten ebenfalls entsprechend 
ausfallen werden, sollte der Kreis der befragten Personen 
überschaubar bleiben. 

Für die Durchführung der Situationsanalyse stehen erprobte 
methodische Erhebungsinstrumente zur Verfügung. Im Auf­
trag der LWL - Koordinationsstelle Sucht hat die Kölner Gesell­
schaft für Forschung und Beratung im Gesundheits- und So­
zialbereich (FOGS) sechs Instrumente entwickelt, mit denen 

die Ist-Situation für den Bereich 
Lokale Alkoholpolitik erfasst 
werden kann. Sie finden diese 
Instrumente im Anhang der Bro­
schüre „Stadt, Land, Alkohol“ 
(http://www.lwl.org/ks-down­
load/downloads/publikationen/
M8/M8_Stadt-Land-Alkohol.
pdf).

Nach der Analyse
Die Steuerungsgruppe infor­
miert das zuständige politische 
Gremium über die Ergebnisse. 
Dadurch erhält die Kommunal­
politik ein aktuelles und authen­
tisches Bild der örtlichen Situa­
tion – und damit ausreichend 
Informationen für die politische 
Gestaltung.
Ziel ist es nun, entsprechende 
Kooperationen zu erreichen und 
zu lenken. Es müssen mit allen 
Beteiligten gemeinsame Strate­
gien entwickelt werden, 

Systemoptimierung
Es zeigt sich, dass eine nach­
haltige Lösung von alkoholbe­
dingten Auffälligkeiten durch 
ein gemeinsames Handeln er­
folgreicher ist, als durch sehr 
gut gemeinte Aktionen Einzel­
ner. Um eine entsprechende 
übergreifende Arbeit zu initia­
lisieren, benötigt es motivierte 
Leitungskräfte und Entscheider. 
Besonders angesprochen soll­
ten sich hierbei Bürgermeister, 
Landräte und Dezenten fühlen. 
Sie haben die Möglichkeiten zu 
koordinieren. In ihrer überge­
ordneten Funktion können sie 
Ordnungs-, Jugend- und Ge­
sundheitsamt (inklusive exter­

ne Anbieter) projektorientiert miteinander verbinden. Ent­
sprechende Ressourcen sind in den meisten Fällen bereits 
vorhanden, sollten nur auf die jeweiligen Brennpunkte fo­
kussiert werden. Hier gilt es gezielt Absprachen zu treffen 
und Kräfte zu bündeln. Nicht mehr jeder für sich, sondern 
gezielt gemeinsam! Bei externen Anbietern (zum Beispiel 
der Suchtprävention) sollten die entsprechenden Bedarfe 
als gewünschte prioritäre Aufgabe in die Leistungsvereinba­
rungen aufgenommen werden. In den meisten Fällen wer­
den die Fachkräfte ohnehin ein starkes Interesse an einer 
Zusammenarbeit haben, auch aufgrund der vorhandenen 
Erfahrungen. Ziel der Verschriftlichung der gemeinsamen 
Arbeit ist auch die Sicherstellung eines kontinuierlichen ver­
lässlichen Arbeitsprozesses. 

SYSTEMOPTIMIERUNG

Verhältnis-
prävention

Lokale
Alkoholpolitik

Verhaltens-
prävention

LOKALE ALKOHOLPOLITIK: ENTWICKLUNG UND UMSETZUNG

Kommunaler
Beschluss

Lenkungsgruppe/
Runder Tisch

Bedarfsanalyse

Maßnahmen-
plan

Umsetzung

Verankerung/
Evaluation
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Zeit
Die Implementierung einer lokalen Alkoholpolitik benötigt 
Zeit. Allein ein entsprechender kommunaler Beschluss kann 
Aufgrund der Gebundenheit an Sitzungsterminen im Extrem 
bis zu einem Jahr dauern. Natürlich kann und muss im klei­
neren Umfang bis zu diesem Zeitpunkt bereits „vorgearbei­
tet“ werden. Sollte eine Ablehnung des Antrages erfolgen, 
zeigt sich erfahrungsgemäß, dass allein der Versuch einer 
Implementierung bereits wichtige Impulse liefern kann. 
In der Praxis wurde deutlich, dass die Umsetzung des the­
oretischen Ablaufplanes in den Schritten 1 - 6 nur eine gro­
be Richtlinie und Empfehlung sein kann. Ein politischer Be­
schluss folgt einem angemeldeten Bedarf, der theoretisch 
erst nach dem Beschluss erhoben werden soll. Hier gilt es, 
eine entsprechende Handlungsnotwendigkeit über Zei­
tungsberichte, allgemein zugängliche Statistiken (Kranken­
haus) und Rückmeldungen von Fachkräften und Experten 
öffentlich zu machen. Auch der direkte Kontakt mit Bürgern, 
Politikern und Verwaltung benötigt viel Zeit. Viele Menschen 
verstehen eine Lokale Alkoholpolitik als „Bevormundung“, 
was sie aber nicht sein soll. Wie eingangs bereits erwähnt, 
muss verdeutlicht werden, dass das langfristige Ziel darin 
besteht, Anregungen zum Handeln bei bestehenden alko­
holbedingten Problemen zu geben, um die positive Seite des 
Alkoholkonsums zu bewahren – aber entschieden etwas ge­
gen die Nebenwirkungen zu unternehmen.

KONTAKT

Mathias Speich
Master of Public Health (MPH), 
Dipl. Sozialpädagogik
LWL-Koordinationsstelle Sucht 
Beratung und Service 
Warendorfer Straße 27 
48133 Münster 
Tel.: + 49 / (0)251 / 591-3268 
mathias.speich@lwl.org 
www.lwl-ks.de
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Andreas Schmidt 

KOMMUNALE ALKOHOLPRÄVENTION IN NIEDERSACHSEN

Formale und rechtliche Grundlagen

Trotz mangelnder rechtlicher Grundlagen haben in den letz­
ten Jahren einige Städte in verschiedenen Bundesländern in 
Deutschland versucht, auf den exzessiven Alkoholkonsum 
auf öffentlichen Plätzen mit einem Alkohol(verzehr)verbot 
zu reagieren. In einigen Fällen musste es zurückgenommen 
werden, weil dagegen mit Erfolg geklagt wurde. 
In Göttingen/Niedersachsen hingegen wurde mit einer Ver­
ordnung zur Begrenzung des Alkoholkonsums im öffentli­
chen Raum ein erfolgreicher Rechtsweg beschritten.
Der folgende Beitrag befasst sich mit der Debatte vor und bis 
zum Erlass einer Verordnung der Stadt Göttingen sowie den 
dazu ergangenen gerichtlichen Entscheidungen im Rahmen 
dieser verhältnisorientierten Präventionsmaßnahme.
Gegenstand sind demzufolge ausschließlich (ordnungs-)
rechtliche Bestimmungen in der Öffentlichkeit als Teil und 
zur Unterstützung einer alkoholpräventiven Gesamtstrate­
gie. Ausgeblendet werden die Suche nach der Ursache des 
Alkoholmissbrauchs sowie verhaltensorientierte Angebote 
der Prävention und die Frage nach der Auswirkung dieser 
rechtsgestützten Vorbeugung, so z. B. die Verdrängung von 
Problemgruppen aus dem öffentlichen Raum.
 

Ausgangslage 

Im November 2010 wurde die Verwaltung über einen Antrag 
im Göttinger Jugendhilfeausschuss beauftragt, sich der Pro­
bleme in der Nikolaistraße anzunehmen. Den Beschwerden 
der Anwohner über unzumutbare Zustände wie Verunreini­
gungen, „Saufgelage“ und Ruhestörungen sollten nunmehr 
nachgegangen werden. Zitat aus einem Beschwerdebrief ei­
nes Anwohners an den Oberbürgermeister vom 05.01.2011: 
„Von Donnerstagnacht bis Sonntagmorgen gibt es keinen 
Schlaf, dafür aber Scherbenteppiche, Krach, Dreck und Haus­
eingänge werden zum Pinkeln und Kotzen benutzt.“ 

Die Situation in der Nikolaistraße konnte sich so zuspitzen, 
weil sich hier auf 214 Meter Länge eine Diskothek, sechs 
Schankwirtschaften, drei Imbisse und zwei Kioske befinden. 
Keine weitere Straße in Göttingen hat eine vergleichbare 
Konzentration von Gaststättenbetrieben. Diese Tatsache 
und die Lage der Straße im Kern der Altstadt von Göttingen 
führten dazu, dass dort ein Treffpunkt entstand, der gern 
aufgesucht wurde. Eine geschlossene Bebauung und etli­
che Wohnungen oberhalb der Gaststätten trugen dazu bei, 
dass sich viele Menschen gestört fühlten und verärgert auf 
die in o. g. Zitat erwähnten unangenehmen Vorkommnisse 
reagierten. Nicht nur unter den Anwohnern, sondern auch 
von Geschäftsleuten häuften sich die Beschwerden. Es ge­
lang den betroffenen Bürgern und Bürgerinnen die Politik als 
Interessenvertretung einzubinden, die dann, wie bereits ge­

schildert, die Verwaltung zum Handeln aufforderte. Darauf­
hin reagierte das Ordnungsamt im Februar 2011 mit diver­
sen Maßnahmen (u. a. Einschränkung des Alkoholverkaufs 
in Verkaufsstellen, Jugendschutzkontrollen...), die keinen 
Durchbruch erzielten. Selbst die Ausweitung der nächtlichen 
Kontrollen durch das Ordnungsamt und der Polizei hatten 
nur mäßigen Erfolg und konnten aufgrund der personalin­
tensiven Einsätze (zumeist durch eine Hundertschaft der Po­
lizei) nicht dauerhaft angelegt werden. Die damit im Zusam­
menhang ausgesprochenen Platzverweise zeigten präventiv 
wenig bis keine Wirkung, zumal die Klientel dort ständig 
wechselte (Göttingen ist Oberzentrum und Studentenstadt). 

Nachdem diese Aktivitäten keine oder kaum Besserung 
brachten, wurde über ein Alkoholverbot diskutiert. Erfolg­
reich durchgesetzte Verbote aus Städten in Baden-Württem­
berg und Sachsen motivierten und machten Hoffnung, ein 
solches auch für Göttingen umsetzen zu können. 
 
Um ein Verbot dieser Art materiell zu begründen, wurden 
Daten von Seiten der Verwaltung und der Polizei über die 
Störungen aus der Nikolaistraße zusammengetragen. Jede 
Beschwerde – zumeist untermauert mit einem Bildbericht – 
fand Eingang in die Datensammlung. Diese mühsame Arbeit 
ist die Voraussetzung dafür, um eine Verordnung durchzu­
setzen (siehe S. 24) Zu den diversen Beschwerden von An­
wohnern, Bürgern, Bürgerinnen und ansässigen Betrieben 
kamen Berichterstattungen der lokalen Presse sowie eigene 
Ermittlungen, die chronologisch aufgezeichnet wurden, und 
etliche Polizeiberichte hinzu. Während 2010 im Zusammen­
hang mit alkoholbedingten Störungen 210 Polizeieinsätze 
in der Nikolaistraße stattfanden, waren es 2011 schon 249. 
Die Straftaten erhöhten sich im genannten Zeitraum von 87 
auf 115. Überdies lagen dem Ordnungsamt 23 Anwohner­
beschwerden vor. Bei den Straftaten wurde sorgfältig unter­
schieden, ob es sich um Vorfälle im Zusammenhang mit der 
„Partymeile“ handelte oder nicht.

Parallel stattfindende Gesprächsrunden der Verwaltung mit 
ansässigen Gaststätten, Kiosken und Imbissen in der Zeit von 
Ende Januar bis Anfang Mai 2011 zur Eindämmung des Al­
koholkonsums verliefen ergebnislos. Vorschläge, die gastro­
nomische Betriebszeit oder den Alkoholverkauf an Kiosken 
und Imbissen einzuschränken, scheiterten an mangelnder 
Kooperationsbereitschaft einiger Gewerbetreibender, insbe­
sondere bei den zwei Kioskbetreibern. Der Antrag, für die Ki­
oske sonntags ab 24 Uhr das gesetzliche Ladenschlussgebot 
durchzusetzen, wurde in einem verwaltungsgerichtlichen 
Eilverfahren nicht genehmigt.
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Rechtliche Lage vor Verhängung  
eines Alkoholverzehrverbotes
Das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung ermächtigt die Gemeinden, zur Abwehr einer 
abstrakten Gefahr eine Verordnung – eine sogenannte Poli­
zeiverordnung – zu erlassen (§ 55 ff.). 
 
Unter Hinweis auf eine Entscheidung des Verwaltungsge­
richts (VG) Osnabrück hielt das niedersächsische Innenmi­
nisterium (MI) den Erlass einer Verordnung für ein Alkohol­
verbot für unzulässig, weil sich eine abstrakte Gefahr nicht 
darstellen lasse. Diese niedersächsische Beurteilung fügte 
sich nahtlos in eine bis dahin kontroverse Diskussion ein. Die 
Befürworter einer solchen Verordnung fanden genauso viele 
Argumente dafür wie die Nichtbefürworter dagegen. Ober­
gerichtlich war bis zu diesem Zeitpunkt (Jahr 2011) noch 
keine Entscheidung ergangen. Vor diesem Hintergrund ent­
schied sich die Stadt Göttingen zur rechtlichen Wirksamkeit 
einer Verordnung, die ein Alkoholverzehrverbot für den Be­
reich der Nikolaistraße ausspricht, um die dortigen Alkohol
exzesse einzudämmen. 
Begründung für das Alkoholverzehrverbot: Die Klientel er­
fülle die Voraussetzungen zu einer Verordnung mehr als ein 
Alkoholabgabeverbot für die ansässigen Betriebe. Die Über­
legungen dazu waren: 
a) Bei einem Abgabeverbot wäre der Adressat (im Gefah­
renabwehrrecht „Störer“ genannt) der  jeweilige  Betrei­
ber  des  Kiosks  oder  der  Gaststätte.  Diesen Personenkreis, 
wenn auch nur mittelbar, für die Situation in der Nikolai­
straße verantwortlich zu machen, wäre wahrscheinlich nicht 
zielführend und damit gegebenenfalls sogar rechtswidrig, 
weil von ihm eben keine abstrakte Gefahr ausgeht, sondern 
von den Alkoholkonsumenten auf der Straße. Das Nieder­
sächsische Gaststättengesetz (NGastG) eröffnet nur im kon­
kreten Fall die Möglichkeit, Maßnahmen gegen einen Betrei­
ber zu treffen.
b) Adressat eines Verzehrverbotes wäre der Personenkreis, 
der in dem bezeichneten „öffentlichen Raum“ eine typisch 
alkoholbedingte Störung für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung durch eine erhebliche Lärmbelästigung, eine Ver­
unreinigung und/oder Gefährdung durch zerbrochene Fla­
schen herbeiführt und der Straftaten begeht. 

Der (erfolgreiche) Rechtsweg zur Verordnung  
zur Begrenzung des Alkoholkonsums im  
öffentlichen Straßenraum
Nachdem eine umfangreiche Sammlung von Daten und 
Beschwerden vorlag, hat der Rat der Stadt Göttingen am 
11.05.2012 die Verordnung zur Begrenzung des Alkohol­
konsums im öffentlichen Straßenraum erlassen. Nach Ver­
öffentlichung im Amtsblatt für die Stadt Göttingen trat sie 
am 31.05.2012 in Kraft. Um die Effektivität prüfen zu kön­
nen, wurde das Verzehrverbot zunächst auf einen konkreten 
Beobachtungszeitraum (bis zum Ablauf des Tages nach der 
Silvesternacht) befristet und sollte nur für den bezeichneten, 
örtlich eng begrenzten Teilbereich gelten.

Wortlaut der Verordnung der Stadt Göttingen:

Verordnung zur Begrenzung des Alkoholkonsums 
im öffentlichen Straßenraum

Aufgrund der §§ 1 und 55 des Niedersächsischen Geset­
zes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. 
SOG) in der Fassung vom 19.01.2005 (Nds. GVBl. S. 9) 
hat der Rat der Stadt Göttingen am 11.05.2012 folgen­
de Verordnung erlassen:

§ 1 Geltungsbereich
Die Verordnung gilt für den Bereich der Nikolaistraße, 
ausgehend von der angrenzenden Groner Straße bis zur 
angrenzenden Hospitalstraße einschließlich des Niko­
laikirchhofes (s. beigefügten Lageplan).

§ 2 Alkoholverbot
1. Im Geltungsbereich der Verordnung ist es auf öffent­
lich zugänglichen Flächen außerhalb konzessionierter 
Freisitze verboten
a) alkoholische Getränke jeglicher Art zu konsumieren
b) alkoholische Getränke jeglicher Art mit sich zu 
führen, wenn aufgrund der konkreten Umstände die 
Absicht erkennbar ist, diese im Geltungsbereich dieser 
Verordnung (§ 1) konsumieren zu wollen
2. Diese Verordnung gilt in den Nächten von Freitag auf 
Samstag und Samstag auf Sonntag von 0.00 Uhr bis 8.00 
Uhr. Gleiches gilt auch für die Nächte 
• vor dem Neujahrestag
• vor Karfreitag
• vor dem 1. Mai
• vor Himmelfahrt
• vor dem Tag der Deutschen Einheit

§ 3 Ausnahmen
In Einzelfällen kann der Oberbürgermeister aufgrund 
besonderer Anlässe ganz oder teilweise Ausnahmen 
vom Verbot des § 2 zulassen.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten
1. Ordnungswidrig handelt, wer entgegen den Verboten 
in § 2 im Geltungsbereich dieser Verordnung alkoholi­
sche Getränke konsumiert oder in der Absicht mit sich 
führt, diese im Geltungsbereich dieser Verordnung zu 
konsumieren.
2. Diese Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geld­
buße bis zu 5.000 € geahndet werden.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntma­
chung in Kraft und mit Ablauf des 01.01.2013 außer 
Kraft.

Göttingen, den 11.05.2012
gez. Meyer, Oberbürgermeister
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Formale und rechtliche Grundlagen zum Erlass  
der Verordnung nach § 55 Nds.SOG
•	 Das Gesetz soll dem Eintritt von vorhersehbaren Schäden 

für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung vorbeugen.
•	 Dazu muss eine Abwägung zwischen den Bedürfnis­

sen der Nikolaistraßen-Besucher/innen, nachts auf der 
Straße Alkohol verzehren zu dürfen, und dem Recht der 
Nikolaistraßen-Bewohner/innen auf ungestörte Nachtru­
he und belästigungsfreies Wohnen erfolgen.

Dieser Abwägungsprozess muss bereits in der Kommune 
stattfinden, er kann nicht dem Gericht überlassen werden. 
Es geht darum, gegenüber den Bewohnern oder den Besu­
chern, den geringsten Eingriff festzulegen, um den Konflikt 
beizulegen. 
Die Vertreter beider Seiten berufen sich auf Artikel 2 des 
Grundgesetzes: Während die Alkoholkonsumenten auf die 
allgemeine Handlungsfreiheit pochen, bestehen die Anwoh­
ner auf ihr Recht auf körperliche Unversehrtheit.

ARTIKEL 2 DES GRUNDGESETZES 
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt 
und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unver­
sehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese 
Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen 
werden.

Ein Normenkontrollverfahren, betrieben durch einen im 
Landkreis Göttingen ansässigen Rechtsanwalt, welcher als 
Betroffener in einem Ordnungswidrigkeitenverfahren die 
Verletzung seiner Rechte sah, wurde am 18.07.2012 beim 
Oberverwaltungsgericht (OVG) in Lüneburg anhängig. Ge­
stützt wurde die Klage auf der Annahme, dass eben nicht je­
der „alkoholbestückte“ Besucher oder jede „alkoholbestück­
te“ Besucherin der Nikolaistraße ein Gefahr begründendes 
Anschlussverhalten offenbare, wie es die Verwaltung an­
nehme. Auch wäre mit der Regelung in einer anderen städ­
tischen Verordnung zur Gefahrenabwehr bereits definiert, 
dass sich jede bzw. jeder im Stadtgebiet so zu verhalten 
habe, dass andere Personen nicht gefährdet oder belästigt 
werden dürfen. Letztendlich sei eine abstrakte Gefahr nicht 
erkennbar, allenfalls ein Gefahrenverdacht.
Am 30.11.2012 urteilte das OVG Lüneburg1 dass der Antrag 
zulässig sei, aber in der Sache unbegründet.2 Im Tenor be­
stätigt das Gericht, dass ein Verzehrverbot eine geeignete 
Maßnahme der Gefahrenabwehr sei. Das zeitlich und örtlich 
begrenzte Alkoholverbot beschränke die allgemeine Hand­
lungsfreiheit der Betroffenen nur gering, gewährleiste aber 

1	 www.zvr-online.com/index.php?id=183 (Aktualisierung: vom 19. 
April 2015) 
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=O­
VG%20Niedersachsen&Datum=30.11.2012&Aktenze
2	 www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsnd­
prod.psml?doc.id=MWRE120004326&st=null&showdoccase=1 
www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsnd­
prod.psml?doc.id=MWRE120004326&st=null&showdoccase=1

die Nachtruhe und damit die körperliche Unversehrtheit der 
Anwohner und Anwohnerinnen. Das Gericht hat festgestellt, 
dass der Stadt keine milderen Mittel zu deren Schutz zur Ver­
fügung stünden, insbesondere könne nicht erst der Eintritt 
des u. a. bereits zuvor verbotenen Verhaltens abgewartet 
werden. Alkoholverkaufsverbote für die Betriebe seien ge­
scheitert und ein flächendeckendes Verbot sei unverhältnis­
mäßig. 
Am 18.02.2013 befasste sich das OVG Lüneburg mit dem 
Revisionsantrag des Rechtsanwalts und beschloss die Ein­
stellung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulas­
sung der Revision nach Rücknahme des Antrags durch den 
Beschwerdeführer.

Prävention oder Sanktion? Rechtliche  
Möglichkeiten einer Kommune im Kontext  
von Alkoholprävention 
Es gibt diverse ordnungsrechtliche Vorschriften, die aber erst 
greifen, wenn die Störung schon vorliegt. Dabei handelt es 
sich immer um eine Sanktion und nicht um eine präventive 
Maßnahme, z. B. 

•	 § 118 OWiG – Belästigung der Allgemeinheit,  
z. B. jemand uriniert auf die Straße.3

•	 § 117 OWiG – Unzulässiger Lärm.4

•	 §§ 18, 61 NStrG5 – Unzulässiger Gemeingebrauch, z. B. 
jemand setzt sich auf die Straße und breitet seine Sachen 
(z.B. Getränke) aus. Auch hier kann man erst mit einem 
Platzverweis reagieren, wenn der- oder diejenige bereits 
Platz genommen hat und diese „Sondernutzung“ nicht 
genehmigt ist.

•	 § 17 Nds. SOG Platzverweisung und Aufenthaltsverbot.6

Auf der Grundlage aller genannten Paragrafen kann erst re­
agiert werden, wenn ein Verursacher angetroffen wird. Die­
ses Verwaltungshandeln kann allenfalls eine präventive Wir­
kung auf nichtbeteiligte Zuschauende haben, nicht aber auf 
die jeweils Betroffenen.
Präventive Maßnahmen gibt es im Ordnungsrecht nicht.

Fazit und Erfahrungen mit dem  
Alkoholverzehrverbot 
Kriterien für ein erfolgreiches Gelingen:
•	 Frühzeitiges Einbinden von Politik und Verwaltung.
•	 Präzises Protokollieren der Störungen vor Erlass einer 

Verordnung.
•	 Sorgfältige Prüfung der gegenwärtigen Rechtslage bzw. 

Rechtsprechung. 
 
 

3	 www.dejure.org/gesetze/OWiG/118.htm
4	 www.dejure.org/gesetze/OWiG/117.html
5	 www.voris.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&­
query=StrG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true
6	 www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/niedersachsen_recht.cgi?chosenIn­
dex=Dummy_nv_6&xid=173060,18
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•	 Abwägen der Interessen aller am Konflikt beteiligten 
Zielgruppen.

•	 Eindeutige Festlegung bzw. Formulierung der Verord­
nung unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit 
(an Unklarheiten ist die Verordnung in anderen Städten 
gescheitert), z. B. fester Geltungsbereich (Lageplan), der 
Zeitpunkt, an dem das Verbot gilt, Beschreibung, was 
genau verboten wird und was nicht (z. B. alkoholische 
Getränke in geschlossenen Flaschen durch die Straße 
tragen gilt nicht als Ordnungswidrigkeit), Ausnahmerege­
lung bedenken, z. B. für Straßenfeste. 

•	 Konsequentes Umsetzen der Verordnung benötigt perso­
nelle und finanzielle Ressourcen.

•	 Plakatieren des Verbots im Geltungsbereich, um Passan­
ten ausreichend zu informieren.

•	 Frühzeitige Einbeziehung der Presse. 
•	 Gute Zusammenarbeit zwischen Ordnungsamt und Poli­

zei, ohne die das Alkoholverzehrverbot in Göttingen nicht 
hätte erfolgreich durchgesetzt werden können, da trotz 
fast gleicher Rechte und gleicher Dienstkleidung (bei den 
einen steht der Hinweis „Ordnungsamt“ drauf, bei den 
anderen „Polizei“), Vertreter/innen des Ordnungsamtes 
bei Kontrollen ständig in Diskussionen verwickelt wur­
den, ob sie „das“ denn dürften. Auch wenn die Mitar­
beiter/innen des Ordnungsamtes ebenso Platzverweise 
aussprechen und Personen festhalten dürfen, treffen die 
Maßnahmen auf höhere Akzeptanz, wenn sie von der 
Polizei durchgeführt werden. Da aber bei Verstößen, die 
während der Kontrolle festgestellt werden, sofort gehan­
delt werden muss, sind lange Diskussionen hinderlich.

Wie ging es weiter? 

Die Verordnung wurde 2013 um ein Jahr verlängert und lief 
am 01.01.2014 aus.7 119 Straftaten in 2011 gingen in 2012 
auf 89 und in 2013 auf 58 zurück. Aufgrund dieser positi­
ven Ergebnisse fasste der Rat der Stadt Göttingen keinen 
Beschluss, um die Verordnung zu verlängern. Ob das eine 
richtige Entscheidung war, wird die Zukunft zeigen.8

Das Göttinger Tageblatt vom 11. Oktober 2014 beschreibt 
die damalige Situation in der Nikolaistraße. Der Artikel trägt 
den Titel: „Es ist wieder schlimmer geworden. Nach Ende 
des Alkoholverbots in der Nikolaistraße: Anwohner klagen 
erneut über Lärm und Randale“.

7	 Um nicht für jede Verlängerung die aktuellen Ereignisse erneut 
dokumentieren zu müssen, empfiehlt es sich, eine Verordnung von 
Beginn an länger zu befristen (max. 2-3 Jahre). 
8	 In 2014 wurden 66 Straftaten registriert und 13 Straftaten im  
1. Quartal 2015. 
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Anhang: Ereignisse Nikolaistraße

05.01.2011: Beschwerdebrief Frau V.
•	 Nikolaistraße ist seit Eröffnung des „La Tienda“ und „GAP“ laut
•	 In den letzten 7 Monaten sind 5 Fensterscheiben eingeschla­

gen worden
•	 Silvesternacht Versuch, die Klingelanlage abzubrennen
•	 Zerstörungswut richtet sich gegen Fahrräder, Mülltonnen, 

gelbe Säcke
•	 Scherbenteppich am Morgen, Dreck, Erbrochenes und andau­

erndes Urinieren in Hauseingänge
•	 Kein Schlaf möglich von Donnerstagnacht bis Sonntagmorgens

18.01.2011: Beschwerdebrief Frau B.
•	 Nächtliche Ruhestörung durch die Diskothek „GAP“ seit Okt. 

2010
•	 Ab 2:00 Uhr Nachts randalieren stark alkoholisierte Gäste auf 

der Straße (klingeln, beschmutzen Hauswände oder urinieren 
gegen Haustüren)

•	 Am Morgen danach ist die gesamte Straße mit Scherben und 
Abfall übersäht, Fahrräder sind beschädigt

•	 Schlafen ist aufgrund der hohen Lärmbelästigung nicht möglich

24.01.2011: Beschwerde Herr S. mit Fotos
•	 Urinieren an der Nikolaikirche und den umliegenden Häusern
•	 Alkoholisierte jugendliche Gäste des „GAP“ verursachen nachts 

erheblichen Lärm auf der Straße, mehrere Polizeieinsätze sind 
notwendig

•	 Notarztfahrzeug vor dem „GAP“
•	 Reinigung des Umfelds von GAP durch 3 Mitarbeiter der Stadt­

reinigung erforderlich
•	 Problemverstärkendes Zusammenwirken von Kiosk und GAP

26.01.2011: Beschwerde Frau Z.
•	 Extreme Belästigung in der Nacht durch Gäste des GAP
•	 Laute Musik durch GAP
•	 Dauernder Aufenthalt einer Horde kreischender und betrun­

kener Teenager ohne Anstand und Respekt vor dem GAP mit 
Beschimpfungen von Anwohnern

•	 Zudem aggressiv und gewaltbereit mit häufigen Schlägereien 
und Randale 

•	 Häufige Einsätze der Polizei erforderlich
•	 Versuch, am Silvesterabend mit Feuerwerkskörpern auf Fens­

terscheiben zu zielen
•	 Dauerhafter Lärm zur Nachtzeit durch Betrunkene auf der 

Straße
•	 Hoher Lärmpegel durch Aufenthalt von Besuchergruppen vor 

den Kiosken, die mit Alkohol und Zigaretten versorgen
•	 Gäste des „Pirates“ verlassen um 6:00 Uhr lautstark die Gast­

stätte

24.01.2011: Beschwerde Frau K.
•	 Laute Bässe aus der Gaststätte GAP
•	 Störungen der Nachtruhe durch „Pirates“ durch offene Fenster 

und Türen
•	 Hoher Publikumsverkehr durch die Kioske, jugendliches Publi­

kum mit Alkoholverzehr auf der Straße

26.01.2011: Beschwerde Herr R.
•	 Zunahme von Gewalttaten und Ordnungswidrigkeiten
•	 Ruhestörungen durch Aufenthalt von Gästen vor den Lokalitä­

ten
•	 Es kommt regelmäßig zu Vandalismus und Schlägereien durch 

Zusammenspiel von Jugendlichen und Alkoholkonsum

26.01.2011: Besprechung mit Gewerbetreibenden der  
Nikolaistraße
•	 Vereinbarung, dass Betreiber des GAP und EinsB Security-Per­

sonal vor ihren Geschäften einsetzen

•	 Es werden mehr Mülleimer aufgestellt
•	 Terminverlegung Abholung gelber Säcke
•	 Vorschlag, eine Pfandregelung einzuführen

27.01.2011: Beschwerde Herr S. (Fotos zerbr. Glasscheibe,  
Fahrräder)
•	 Wieder laute Nacht mit durchziehenden Horden Betrunkener

03.02.2011: Beschwerde Herr S.
•	 Fotos Nikolaikirchhof (trinken, urinieren)

03.02.2011: Besprechung mit Anwohnern der Nikolaistraße
•	 Es wurden namentlich 6 Anwohner zum Gespräch eingeladen, 

und es sprachen 21 Nikolaistraßenbewohner vor, um die un­
haltbare Situation nochmals massiv zu bekräftigen

•	 Die aus den vorangegangenen Beschwerdeschreiben deutlich 
gewordenen Missstände werden von allen Anwohnern geäu­
ßert.

04.02.2011: Besprechung mit Gewerbetreibenden
•	 Kioske La Tienda und Niki-Kiosk
•	 Betreiber GAP

05.02.2011: Kontrollgang am 05.02. zw. 22:10 und 2:40 Uhr
•	 50-Cent-Pfand-Regelung auf Glasflaschen wurde eingehalten
•	 Verschlossene Tür des GAP wurde eingehalten
•	 Security behält Situation auf der Straße im Auge

07.02.2011: Übersichtskarte Nikolaistraße mit Anzahl der  
Anwohner
•	 In der Nikolaistr. sind 184 Bewohner gemeldet
•	 Im Nikolaikirchhof sind 45 Personen gemeldet
•	 11.02.2011: Kontrollgang 11.02.2011 um 7:00 Uhr morgens
•	 Scherben von Sekt- und Schnapsflaschen
•	 Normaler Gaststättenbetrieb im „Pirates“

14.02.2011: GT-Artikel v. 14.02.2011
•	 3 jugendliche Schläger im Alter von 16 Jahren haben einen 

21-jährigen Mann bewusstlos geprügelt

17.02.2011: Antwort auf die CDU-Anfrage
•	 Aufzählung diverser ordnungsrechtlicher Maßnahmen

17.02.2011: Aufforderung an die Kioskbetreiber,  
So. ab 0:00 Uhr zu schließen
•	 Im Verwaltungsrechtsstreit wurde die Anordnung am 

24.02.2011 zurückgenommen

17.02.2011: Mitteilung der Polizei über Einsätze  
bezüglich der Nikolaistraße
•	 430 polizeiliche Einsätze, davon 100 Straftaten, ein Drittel 

Körperverletzungen
•	 Sehr späte Einsatzzeiten
•	 Problem, dass keine Sperrzeit mehr existiert
•	 Große Personengruppen auf der Straße bis über die Nacht 

hinaus

22./23.01. angebl. Massenschlägerei mit 30 Beteiligten
•	 Jugendschutzkontrollen am 29.01.; 05.02.; 12.02. und 

19./20.02.
•	 Ergebnis: mehr als 20 Platzverweise, 10 Elternbriefe, 5 Zufüh­

rungen zu den Eltern, 2x Owi-Anz. Alkoholabgabe an Jugendli­
che, 2x Owi w. Urinieren in der Öffentlichkeit

22.02.2011: Ausführliche Artikel zur Situation Nikolaistraße

22.02.2011: Gespräch mit den Imbissbetreibern  
der Nikolaistraße
•	 Die Betreiber der Imbisse erklärten sich einverstanden, ab 0:00 

Uhr kein Flaschenbier mehr abzugeben.
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DIE STRUKTURELLE  
VERANKERUNG EINER  
ALKOHOLPOLITIK  
IN DER KOMMUNE

Strategie und Praxis:  
Das Sechs-Phasen-Modell
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 PHASE 1  KOMMUNALER BESCHLUSS
 
Der folgende Text von Phase 1 und Phase 2 basiert auf dem Beitrag von Sabine Lang, bwlv, gehalten im Workshop „Politi­
sche Beschlussfassung und Verankerung“ der Fachtagung „Was kann eine lokale Alkoholpolitik leisten?“ vom 27.11.2014 in 
Hannover und der anschließenden Diskussion der Teilnehmenden. 

Das Konzept der Lokalen Alkoholpolitik, in dieser Broschüre 
von Caspar/Jordi (siehe S. 9ff.) bereits beschrieben, basiert 
auf einem Modell, das sechs Phasen (von den Urhebern 
Schritte genannt) enthält (siehe Abb. oben). Wegen der 
besonderen Bedeutung steht der kommunale Beschluss im 
Gesamtprozess an der ersten Stelle. Die Erfahrungen der 
letzten Jahre haben gezeigt, dass die Entscheidung der poli­
tisch Verantwortlichen für eine Alkoholprävention und eine 
Alkoholpolitik einer „Grundsteinlegung“ gleichkommt und 
dauerhaft die verhaltens- und verhältnispräventiven Maß­
nahmen in der Kommune legitimieren kann, auch wenn für 
neue Aktivitäten bzw. die jährlich wiederkehrende Planung 
stets ein aktueller Beschluss herbeigeführt werden sollte.
Nicht immer verläuft die Entwicklung in der grafisch darge­
stellten Reihenfolge, denn der Weg hin zu einem kommuna­
len Beschluss richtet sich nach den örtlichen Gegebenheiten. 
Manchmal gibt es in den Gemeinden bereits Netzwerke, wie 
z. B. Runde Tische, die schon seit Jahren alkoholpräventive 
Maßnahmen abstimmen und/oder durchführen, aber eine 
Beschlussfassung zur Verankerung der Präventionsarbeit in 
den kommunalen Strukturen existiert noch nicht. Wie die 
obige Grafik zeigt, ist in diesen Fällen bereits der zweite vor 
dem ersten Schritt getan. Ist das der Fall, kann das Netzwerk 
mit vereinten Kräften darauf hinarbeiten, dass es zu einem 
kommunalen Beschluss des Rates zur Durchführung alko­
holpolitischer bzw. -präventiver Maßnahmen kommt. Das 
Beispiel veranschaulicht, dass es in der Praxis verschiedene 
Verläufe gibt, um eine Alkoholpolitik mit dem Ziel der Alko­
holprävention in einer Gemeinde zu implementieren. 
Die Abfolge der Phasen in der Grafik ist exemplarisch zu ver­
stehen, soll eine Orientierung bieten und den Gesamtpro­
zess veranschaulichen. 

Der Prozess bis zur Beschlussfassung muss  
aktiv gesteuert werden
Wie die Praxis gezeigt hat, bedarf es einiger Motivations­
arbeit, bis die politischen Gremien sich in einer Gemeinde 

darauf verständigen, dass eine Alkoholpolitik entwickelt, be­
schlossen und umgesetzt werden soll. Das heißt, bevor es zur 
politischen Beschlussfassung kommt, müssen Entscheider/
innen in einer Kommune zunächst für das Thema interessiert 
werden, um es schließlich zu ihrer Aufgabe zu machen. Da­
bei hat sich als hilfreich erwiesen, zu Beginn des Prozesses zu 
analysieren, wie es generell mit der Bereitschaft in der Ge­
meinde aussieht, sich für das Thema Alkohol zu engagieren. 
Zur Klärung der Motivationslage in einer Kommune bilden 
Hinweise aus dem Konzept „Community readiness“ wertvol­
le Anregungen:

Stufenmodell zur Analyse der „kollektiven Handlungsbe­
reitschaft“ einer Kommune aus „Community readiness“ 
(Edwards et al. 2000) 
 
1. Kein Problembewusstsein 
2. Möglichkeit eines Problems 
3. Unbestimmtes Problembewusstsein 
4. Problembewusstsein vorhanden 
5. Problem erkannt und Planung 
6. Problem, Planung und Start von Bemühungen 
7. Maßnahmen werden festgelegt 
8. Ausweitung und Evaluation von Prozessen 
9. Differenziertes Wissen um Settings und Zielgruppen

Das Modell der neun Stufen bestätigt, dass das Gewinnen 
von Mitstreitern ein längerer Prozess ist. Einstellungen und 
Verhalten bei „Entscheidern“ dahingehend zu verändern, bis 
sie die Notwendigkeit alkoholpräventiver Arbeit erkennen, 
unterstützen und ihr einen mit anderen Aufgaben vergleich­
baren Status in der Kommune einräumen, das braucht Zeit. 
Aus der Motivierenden Gesprächsführung ist bekannt, dass 
rechthaberische Debatten nicht zielführend sind. Menschen, 
die einem hohen Überzeugungsdruck von außen ausgesetzt 
sind, entwickeln kaum Bereitschaft, ihr Verhalten bzw. ihre 
Einstellung zu ändern. 

1.	Kommunaler
	 Beschluss

2.	Lenkungs- 
	 ausschuss / 
	 Runder Tisch

3.	Situations- und  
	 Bedarfsanalyse
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Der Umgang mit auftretenden Widerständen und Abwehr­
haltungen, wie z. B. Überforderung (das kann ich nicht auch 
noch leisten) oder Ängste vor Misserfolg (das haben wir 
doch alles schon mal probiert) gestaltet sich konstruktiv, 
wenn Äußerungen dieser Art nicht übelgenommen, sondern 
in die Gesprächsführung integriert werden. Spüren die Ge­
sprächspartner/innen Verständnis für ihre Gefühlslagen, die 
beim Widerstand von Bedeutung sein können, bricht in der 
Regel der Kontakt nicht ab und das motivierende Gespräch 
kann zu einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt werden. 
Gelingt es, den Grad der Motivation potenzieller Bünd­
nispartner genauer einzuschätzen, ist es möglich, ange­
messene Vorgehensweisen zu entwickeln, die Einstellungen 
und Verhalten verändern helfen. Eine Strategie der kleinen 
Schritte im engen Austausch der Partner/innen vor Ort, die 
an der Motivationsarbeit mitwirken, ist hierbei anzustreben. 
Beteiligte Akteure und Akteurinnen haben oftmals Sorge, 
dass der Aufwand dieser Strategie zu viele (zeitliche und fi­
nanzielle) Ressourcen bindet. 
Daraus ergeben sich folgende Fragen:

Von wem kann/soll diese Präventionsarbeit  
geleistet werden?
Zwei Voraussetzungen, die in der Schweizer Evaluation der 
Wirkungen lokaler Alkoholpolitiken beschrieben werden, 
haben sich als förderlich herausgestellt, wenn sich in einer 
Gemeinde die Bereitschaft entwickeln soll, im Rahmen von 
Alkoholprävention aktiv zu werden. Das ist zum einen das 
Vorhandensein eines „engagierten Einzelakteurs“ oder einer 
Akteurin und zum anderen „ein Problemdruck bezüglich Ju­
gendliche und Alkohol“ (Vgl. Peters, Wapf , 2006, S. 67). 
Die Erfahrungen aus der Schweiz sind mit den hiesigen ver­
gleichbar. Auch hier sind es in der Regel engagierte Kollegin­
nen und Kollegen, die in der Alkoholprävention die Initiative 
ergreifen, ein Netzwerk schaffen und Maßnahmen durchfüh­
ren. „Obgleich Projekte der Lokalen Alkoholpolitik unter Fe­
derführung der lokalen Politikträger stattfinden, wurden die­
se in Baden-Württemberg – wie auch in der Schweiz – durch 
lokale Fachkräfte der Suchtprävention eines Freien Trägers 
(bwlv) angestoßen“ (Laging, 2013, S.6).

Auf Dauer reicht das jedoch nicht aus. Um die Arbeit langfris­
tig zu sichern, müssen erfahrungsgemäß bestimmte Struktu­
ren vorhanden sein. Damit diese geschaffen werden können, 
braucht es ein Gremium, das über politische Legitimation 
verfügt und Ressourcen zur Verfügung stellen kann. 

Wer ist der Auftraggeber?
Aufgrund ihrer vielfältigen Erfahrungen plädieren die 
Schweizer Präventionsexperten dafür, dass der Auftrag, eine 
Alkoholpolitik mit entsprechenden Präventionsmaßnahmen 
zu verankern, von den politischen Vertretern und Vertrete­
rinnen einer Gemeinde erteilt werden muss, analog zu Be­
schlüssen in anderen lokalen Politikfeldern, z. B. der Verkehr­
spolitik. „Der Gemeinderat und die Verwaltung setzen die 
Ziele fest, bilden eine Kommission mit allen Interessensver­
tretungen, welche die Situation in der Gemeinde beschreibt 
und analysiert und daraus Ziele sowie das weitere Vorgehen 
ableitet. (...) Der Gemeindeexekutive wird eine Schlüsselrol­
le zugewiesen: Sie übernimmt die Verantwortung für den lo­
kalen Prozess und die Verankerung der Maßnahmen in den 
Strukturen und im Gemeindealltag“ (Caspar, Jordi, siehe S. 
9ff.). Für die Durchführung des Beschlusses wird dem zustän­
digen Ratsmitglied die Verantwortung übertragen.

Wenn es eine gewisse Zeit braucht, die politische Vertretung 
einer Gemeinde für die Implementierung einer Alkoholpoli­
tik zu gewinnen, können beispielsweise Schwierigkeiten, die 
Alkohol trinkende Jugendliche in der Öffentlichkeit bereiten, 
einen gewissen Problemdruck erzeugen und zum Handeln 
auffordern. Neben aktuellen Problemen und Konflikten leis­
ten (bereits zu diesem Zeitpunkt) auch regionale (Schüler/
innen-)Befragungen und Bedarfsanalysen (im Sechs-Pha­
sen-Modell an dritter Stelle aufgeführt) gute Überzeugungs­
arbeit zur Herbeiführung eines politischen Beschlusses. 
Förderlich sind zudem eine engagierte Lobbyarbeit und ein 
schon vor dem politischen Auftrag funktionierendes Netz­
werk. 

Wer stellt die Ressourcen zur Verfügung?
Für die Steuerung dieses Prozesses sind finanzielle und per­
sonelle Ressourcen erforderlich. Die Auftraggeber dürfen 
diese Notwendigkeit bei ihrer Beschlussfassung natürlich 
nicht ausblenden und müssen dafür zufriedenstellende Lö­
sungen finden. Häufig gibt es vor Ort schon Netzwerke (Kom­
munaler Präventionsrat, HaLT-Netzwerk o.ä.), die sowohl Ka­
pazitäten als auch Kompetenzen einbringen und Aufgaben 
übernehmen können. 

4.	Maßnahmen- 
	 plan

5. Umsetzung der 
	 Maßnahmen

6.	Verankerung 
	 und Evaluation
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 PHASE 2  LENKUNGSAUSSCHUSS / RUNDER TISCH
Der zweite, nicht weniger bedeutsame Schritt besteht dar­
in, erforderliche Gremien zu bilden (oder schon vorhandene 
Netzwerke einzubeziehen), die an der Umsetzung beteiligt 
werden sollen, in obigem Phasenmodell Lenkungsausschuss / 
Runder Tisch genannt. Die Erfahrungen dazu aus der Arbeit des 
Baden-Württembergischen Landesverbandes für Prävention 
und Rehabilitation beinhalten wichtige Hinweise für die Pra­
xis und werden anhand dreier Fragestellungen beschrieben.  

Begleitung und Steuerung von politischen Prozessen 
und Aufbau von Gremien erfordern eine neue Form von 
Zusammenarbeit
Grundsätzlich ist eine Trägervielfalt in einer Kommune 
eine Bereicherung für den Prozess und stellt das Anliegen 
auf eine breite Basis. Bei Schnittstellen können sich schnell 
Konkurrenzen entwickeln, die durch klare und gemeinsame 
Rollen- und Auftragsklärung möglichst vermieden werden 
sollten. Die von den mitwirkenden Akteuren und Akteurin­
nen eingebrachten Kompetenzen sind dabei unbedingt zu 
berücksichtigen, müssen nur eindeutig voneinander abge­
grenzt werden. Geklärt werden sollte zu Beginn der Aktivitä­
ten im Hinblick auf den Aspekt der Nachhaltigkeit: 
•	 Wer steuert den Prozess?
•	 Wer hat den Hut auf?
•	 Wer übernimmt welche Aufgabe?

Zur Beantwortung dieser Fragen hilft die qualitative Begleit­
forschung der Baden-Württemberger Projekte weiter: „Die 
Nachhaltigkeit der Projekte wird zum einen in Anlehnung 
an Peters und Wapf (2006) mittels der Indikatoren Verbind­
lichkeit und Verankerung untersucht. Unter Verbindlichkeit 
wird der Beschluss des Gemeinderates zur Entwicklung ei­
ner Lokalen Alkoholpolitik einschließlich der Übernahme 
der Prozessverantwortung verstanden. Verankerung hat 
dann stattgefunden, wenn die im Projekt neu entwickelten 
Strukturen, Abläufe und Maßnahmen einen systematischen, 
verbindlichen Platz in den bestehenden Systemen der Ge­
meinde gefunden und sich somit von ihrem ursprünglichen 
Projektcharakter gelöst haben“ (Laging, 2012, S. 70). 
Auch hier wird eindeutig empfohlen, wie im Text schon 
mehrfach erwähnt, dass die oberste Beschlussfassung im ge­
samten Prozess von den politisch Verantwortlichen wahrge­
nommen werden sollte.
Um zu vermeiden, dass die Politik, die häufig über wenig 
Sachkenntnisse zu speziellen Themen, wie z. B. die Alko­
holprävention, verfügt, überwiegend nach eigenen Interes­
sen handelt, hat es sich als produktiv erwiesen, einen Len­
kungsausschuss mit einer sehr begrenzten Anzahl Mitglieder 
zu bilden. Dieses Gremium übernimmt die Auftraggeber­
rolle, steuert den Prozess, überwacht u. a. die Projekter­
gebnisse und ist für die Ermittlung von Planabweichungen 
zuständig. Es sollte gut überlegt werden, wer dem Lenkungs­
ausschuss zusätzlich zu der Politikvertretung angehört (nur 
die wichtigsten Schlüsselpersonen und Entscheider/innen). 
Auf jeden Fall sollte die Fachkraft dabei sein, die mit der Pro­
jektleitung beauftragt wurde und die verantwortlich für den 
operativen Prozess in der Kommune ist.

 

Ob eine Lenkungsgruppe mit den genannten Aufgaben zu­
sätzlich zum Runden Tisch installiert werden soll, muss je­
weils vor Ort entschieden werden. 

Verändertes Selbstverständnis von Präventionsfachkräften 
ist notwendig bei der Zusammenarbeit mit der Politik und 
der Bildung und Leitung Runder Tische
Neben der Mitarbeit im Lenkungsausschuss gehört auch die 
Steuerung der Präventionsarbeit aller beteiligten Akteure 
und Akteurinnen zu den Aufgaben der Projektleitung. Dazu 
sind alle relevanten Gruppen und Einzelpersonen, deren 
Wissen und Erfahrungen für die Erstellung der Situations­
analyse und der Bedarfserhebung bedeutsam sind, am Run­
den Tisch „Lokale Alkoholpolitik und Alkoholprävention“ zu 
versammeln. Die Zusammenkünfte sind zu planen, zu leiten 
und ergebnisorientiert zu moderieren. Die Kolleginnen und 
Kollegen, die sich dem Runden Tisch anschließen, müssen 
Motivation und kompetente Steuerung durch die Leitung er­
fahren. Zu ihren Aufgaben gehört u. a. auch, für einen Inter­
essenausgleich unter den Mitgliedern zu sorgen, damit sich 
keine Konkurrenzen entwickeln, die den Prozess behindern 
können. 
Führen und Leiten als wesentliches Grundprinzip in Or­
ganisationen ist auch bei Netzwerken, die für das operati­
ve Geschäft zuständig sind, angebracht. Möglichkeiten der 
Teamarbeit müssen überdies von der/dem Projektverant­
wortlichen unter Berücksichtigung der Kompetenzen aller 
Mitglieder optimal genutzt werden.
Die Liste dieser anspruchsvollen speziellen Fähigkeiten und 
Aufgaben, die sowohl für das Verhandeln mit der Politik, als 
auch für die Leitung Runder Tische erforderlich sind, könnte 
noch erweitert werden. Sie macht auf ein Problem aufmerk­
sam, das möglicherweise vor Ort entsteht, aber auf dieser 
Ebene nicht gelöst werden kann: Kommunale Präventions­
fachkräfte haben in der Regel eine Ausbildung als Sozialar­
beiter/in oder als Sozialpädagoge/-pädagogin, die sie nicht 
zwingend darauf vorbereitet hat, mit der Politik zu verhan­
deln oder kommunale Prozesse zu leiten und zu steuern. 
Darüber hinaus beinhalten die Stellen für Präventionsfach­
kräfte meist auch keine Ressourcen für diese Arbeit, da ihr 
Aufgabenprofil i.d.R. anders definiert ist. Wird es erweitert, 
sind für die davon Betroffenen spezielle Qualifizierungsmaß­
nahmen erforderlich, die zur Entlastung der Kommunen auf 
Landesebene konzipiert und angesiedelt werden müssten. 
Auf Gemeindeebene ist zu entscheiden, ob es sich bei der 
Übernahme von Prozessverantwortung um eine Leitungs­
aufgabe handelt, welches Profil dafür erforderlich ist und 
welche Ressourcen dafür bereitgestellt werden müssen:
•	 Welche Qualifikationen und Kompetenzen werden benö­

tigt?
•	 Welches Rollenverständnis muss entwickelt werden?
•	 Welche Unterstützung / Begleitung / Fortbildung benö­

tigt die Projektleitung?

Anhand dieser Fragestellungen sollte mit der Beauftragung, 
eine Lokale Alkoholpolitik zu entwickeln, das Aufgabenpro­
fil der Präventionsfachkräfte neu festgelegt werden, so dass 
sich im Zusammenhang damit ein verändertes Rollen- bzw. 
Selbstverständnis entwickeln kann.
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Erschwerend kommt hinzu, dass die Diskussion um Wir­
kung und Nachhaltigkeit in der Prävention auf das zukünftig 
stärker zu berücksichtigende Qualitätsmerkmal abzielt, die 
Verhaltens- und die Verhältnisprävention zu kombinieren. 
Hierbei ist der Fokus auf die Verhältnisprävention bzw. Maß­
nahmen der strukturellen Prävention zu richten. Wer diese 
Zielsetzung in der Präventionsarbeit konsequent verfolgen 
will, muss sich in die Auseinandersetzung mit Politik und 
Verwaltung in einer Kommune begeben.
Sowohl die Erfahrungen und die Evaluationsergebnisse in 
der Schweiz als auch in Baden-Württemberg stimmen dar­
in überein, dass eine Kombination von verhaltens- mit ver­
hältnispräventiven Maßnahmen (Policymix), die parallel in 
verschiedenen Settings durchgeführt werden, eine nachhal­
tigere Wirkung hat, als wenn lediglich präventive Angebo­
te gemacht werden, die auf eine Änderung des Verhaltens 
abzielen. Letztere sind in der Praxis offensichtlich leichter 
durchsetzbar und werden in den Kommunen häufiger ange­
boten als Maßnahmen, die sich gegen bestehende Verhält­
nisse und Strukturen richten und diese verändern wollen 
(Vgl. Laging, 2012).

Selbst, wenn gegenwärtig mehr als bisher in der Suchtprä­
vention auf die Verhältnisse in den Lebenswelten geachtet 
wird, ist in Deutschland die Verbindung und gleichzeitige 
Durchführung beider Strategien insgesamt nicht so weit ent­
wickelt wie in anderen Ländern Europas.1

Diese Länder vergleichenden Ergebnisse belegen einmal 
mehr die Notwendigkeit, zukünftig öfter als bisher verhält­
nispräventive mit verhaltensorientierten Maßnahmen in der 
hiesigen Suchtprävention zu kombinieren, was den Prozess­
verantwortlichen erweiterte Kenntnisse in der Kommunika­
tion und in der Zusammenarbeit mit neuen Zielgruppen, z. B. 
in der Politik, abverlangt.

1	 Bei EMCDDA gibt es ländervergleichende „prevention profiles“: 
www.emcdda.europa.eu/countries/prevention-profiles. Wenn man 
auf „Alcohol Control Scale“ klickt, kann man sehen, dass Deutschland 
bei den verhältnispräventiven Strategien im europäischen Vergleich 
sehr weit hinten liegt. Beim Länderprofil www.emcdda.europa.eu/
countries/prevention-profiles/germany sieht man, wie Deutschland 
im Vergleich zum EU-Durchschnitt abschneidet.

 PHASE 3  SITUATIONS- UND BEDARFSANALYSE
Im Baden-Württemberger Evaluationsbericht wird ange­
dacht, „... ob die Anforderungen an die zu erstellende Si­
tuations- und Bedarfsanalyse nicht präziser zu formulieren 
wären“ (Laging, 2012, S. 73ff.). Hier wird ein Problem an­
gesprochen, was noch der Lösung bedarf. Mehr Klarheit 
zu schaffen und in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 
für die Durchführung einer Bedarfsanalyse in der Kommu­
ne Standards zu entwickeln, ist unbedingt erforderlich. Sie 
wären eine wichtige Orientierungshilfe für die Praxis, die in­
zwischen, trotz dieses bestehenden Mangels, die Initiative 
ergriffen und eigene Wege entwickelt hat. Dazu wird auf den 
folgenden Seiten auf verschiedene Arbeitsmaterialien von 
RADIX, Schweiz, dem Landschaftsverband Westfalen - Lippe 
und dem Baden-Württembergischen Landesverband für Prä­
vention und Rehabilitation zum Thema Bedarfsanalyse hin­
gewiesen, die genutzt werden können, um die Situation vor 
Ort zu analysieren.

Trotz dieser guten Anregungen muss die Diskussion über das 
notwendige Instrumentarium, insbesondere die Bedeutung 
von Risiko- und Schutzfaktoren für die lokale Bedarfsanalyse, 
fortgesetzt werden, um Prävention wirksam planen zu können.

Die Arbeitsmaterialien von RADIX – Schweizer 
Kompetenzzentrum für Gesundheitsförderung
und Prävention2

RADIX hat eine Vielzahl von Arbeitsmaterialien zur Situa­
tions- und Bedarfserhebung entwickelt, die im Folgenden 
vorgestellt werden.

2	 www.radix.ch/Gesunde-Gemeinden/Alkohol-und-br-Tabakpraeven­
tion/Die-Gemeinden-br-handeln/Arbeitsinstrumente/PWoCK/?ses­
URLcheck=true

1. CHECKUP aus dem Programm „Die Gemeinden  
handeln!“ (2012 - 2017)
Mit dem CHECKUP sollen sowohl die vorhandenen Struktu­
ren, Angebote und Maßnahmen einer Kommune ermittelt, 
als auch Potentiale und Lücken aufgezeigt werden. RADIX 
weist auf Seite 1 der Arbeitsmaterialien explizit darauf hin: 
„Dieser CHECKUP ist kein Ersatz für eine Bedarfserhebung 
durch Fach- und Schlüsselpersonen mit dem Ziel, die lokale 
Situation zu analysieren und den Bedarf an weiteren Maß­
nahmen oder an Optimierungen bestehender Angebote ab­
zuklären.“
Der CHECKUP soll vielmehr einen Schnellüberblick über Vor­
handenes und Nichtvorhandenes in der Kommune geben 
bzw. die gegenwärtige Situation erfassen in den Bereichen
•	 Gemeinderat und –politik / Fachstellen
•	 Öffentlicher Raum
•	 Veranstaltungen, Feste
•	 Nachtleben / Gastronomie und Einzelhandel
•	 Schule, Familie und Privatbereich
•	 Jugendarbeit und Freizeitorganisationen
•	 Arbeitswelt3

3	 Das CHECKUP-Formular im Netz ist bereits ausgefüllt und enthält 
eine Vielzahl von Antworten auf die o.a. Fragestellungen, die bei­
spielhaft einen Überblick über die Vielfalt der Handlungsfelder in der 
lokalen Alkoholpolitik geben. 

Aufbau der tabellarischen Abfrage

Was?
Thema

Wer ?
Verantwor-
tung

Wie?
Indikatoren

Beurteilung 
der lokalen 
Situation

Was existiert 
im Gemein­
dealltag?

Wer ist ver­
antwortlich

Woran 
erkennt man 
den Sachver­
halt?

vorhanden/ 
nicht vorhan­
den
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2. Situationsanalyse mithilfe moderierter Workshops als 
Kernstück für eine bedarfsgerechte Planung 
(aus: Gesundheitsförderung und Prävention in der Gemein­
de. Praxishilfe zur bedarfsgerechten Planung, 2. überarbeite­
te Aufl. 2010. Hrsg.: RADIX)

Ziel und Inhalt
Dazu schreiben die Schweizer Kolleginnen und Kollegen: 
„Die vorliegende Praxishilfe soll Fachpersonen in den Hand­
lungsfeldern der Gesundheitsförderung sowie Prävention 
darin unterstützen, mit einem einfachen Vorgehen in kurzer 
Zeit die Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Planung 
von Gesundheitsförderung und Prävention in Gemeinden, 
Gemeindeverbänden und Kleinstädten zu erarbeiten. 
Es geht darum, die aktuelle Situation in einer Gemeinde zu 
beschreiben. Im Zentrum stehen 
•	 Fragen nach wahrgenommenen Problemen und Belas­

tungen, 
•	 die Identifikation von günstigen und erwünschten Bedin­

gungen und Zuständen resp. Potentialen, 
•	 die Sammlung von bestehenden gesundheitsfördernden 

und präventiven Aktivitäten und Angeboten sowie 
•	 die Bedürfnisse der Bewohner und Bewohnerinnen. 

Diese Beschreibung ermöglicht die Klärung des Handlungs­
bedarfs und liefert die Grundlage für die Planung und Um­
setzung von Maßnahmen zur Verbesserung der Gesund­
heitsförderung und Prävention in der Gemeinde. Neben der 
Erhebung des lokalen Bedarfs an Gesundheitsförderungs- 
und Präventionsmaßnahmen, ist das gemeinsame Gestalten 
des Workshops und die konkrete Vernetzung von Schlüssel­
personen der Gemeinde ein wichtiges Ergebnis der Arbeit 
gemäß dieser Praxishilfe. 
Die Praxishilfe wie auch alle darin beschriebenen Instrumen­
te sind in einem hohen Maß strukturiert und verstehen sich 
als Vorschläge. Sie können an die Bedürfnisse und Situatio­
nen in der jeweiligen Gemeinde angepasst werden. Die Pra­
xishilfe sowie die im Folgenden beschriebenen Instrumente 
(Arbeitsblätter, Texte, Musterbriefe etc.) stehen zum Down­
load zur Verfügung.“ 

Link für Praxishilfe und Arbeitsinstrumente: www.radix.ch/
Gesunde-Gemeinden/bedarfserhebungch/Praxishilfe/PMK­
hf/?&lang=de

3. Arbeitsinstrumente für die Bedarfserhebung  
(Überblick)
Die Seite enthält Links für folgende Arbeitsinstrumente (A):
•	 A1 - Einladung (Musterbrief) zur Teilnahme am Work­

shop für Bedarfserhebung in der Gemeinde. Ziel: Erken­
nen des Bedarfs zur Förderung des Wohlbefindens und 
der Gesundheit der Bevölkerung bzw. einzelner Perso­
nen/Gruppen.

•	 A2 - Checkliste mit möglichen Schlüsselpersonen, die am 
Workshop teilnehmen sollten.

•	 A3 - Vorbereitungstext für den Workshop, der den Teil­
nehmenden vorab zugeschickt werden sollte.

•	 A4 - Vorlagen der Matrix-Kategorien, Blätter mit Kate­
gorien, Altersgruppen, Settings/Lebenswelten in der 
Gemeinde. 

•	 A5 - drei Arbeitsblätter für die Arbeitsgruppen zur Erfas­
sung von 
1. Problemen und Risiken 
2. vorhandenen Potentialen, Angeboten, Maßnahmen 
3. weiteren Maßnahmen

•	 A6 - Vorlage zur elektronischen Erfassung der  
Workshop-Arbeitsblätter

EIN SCHWEIZER BEISPIEL: Zwei „Nidwaldner Situations
analysen“ mit interessanten Ergebnissen 
Kernstück der Situationsanalyse waren zwei moderierte 
Workshops, in denen vorhandene Probleme ermittelt und 
definiert werden. Bereits während der Workshops wur­
de die Bedeutung der Probleme angesprochen und dem 
vorhandenen Angebot an Prävention gegenübergestellt. 
Gemeinsam wurde danach ermittelt, wo Handlungsbedarf 
besteht. Mit diesem Vorgehen will man weg vom Gießkan­
nenprinzip und hin zu gezielten Maßnahmen. Jugendliche 
und Erwachsene von elf Gemeinden beteiligten sich an 
dieser Bestandsaufnahme. Mit Blick auf die hohe Zahl der 
Mitwirkenden wurde je eine Veranstaltung für erwachsene 
Schlüsselpersonen und für Jugendliche bzw. junge Erwach­
sene angeboten. In einem ersten Schritt analysierten die 
Teilnehmenden die Situation in ihrer eigenen Gemeinde, 
in einer zweiten Runde galt es bestehende positive „Le­
benswelten“ und Angebote zu beschreiben, und im dritten 
Schritt wurden je Themenkreis Anregungen und Forderun­
gen für Verbesserungen vor Ort und gemeindeübergreifend 
gesammelt, diskutiert sowie bewertet. 
Quelle vom 05.04.2015: www.ennetmoos.ch/de/verwal­
tung/sozial/sozialedienste/?dienst_id=594

Die Arbeitsmaterialien des bwlv – Baden-Württem-
bergischen Landesverbandes für Prävention und 
Rehabilitation zur Situations- und Bedarfsanalyse
Die Arbeitsmaterialien des bwlv konzentrieren sich auf die 
Methoden ‚Befragung‘ und ‚Interview‘ zur Situations- und 
Bedarfsanalyse.
Aus: Lokale Alkoholpolitik – Evaluationsbericht einschl. 
Handreichung und Materialien für die Durchführung eigener 
Projekte. Der Ordner mit CD kann beim bwlv angefordert 
werden unter (Quelle vom 7.04.2015:www.bw-lv.de/aktuel­
les/detail/artikel/handbuch-
lokale-alkoholpolitik)

Ziel und Inhalt 
„Die vorliegende Situations- und Bedarfsanalyse dient dazu, 
eine bedarfsgerechte Suchtprävention und Frühintervention 
in der Stadt Rastatt zu erarbeiten. Ziel ist es, die aktuelle Si­
tuation zu beschreiben. Dabei stehen die wahrgenommenen 
Probleme, die bestehenden präventiven und gesundheits­
fördernden Aktivitäten und Angebote sowie die Bedürfnisse 
der Bewohner/innen im Zentrum.4 Diese Bestandsaufnahme 
ermöglicht die Klärung des Handlungsbedarfs und liefert die 

4	 Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung. Mag. Rita Trattnig,  
Bundeskanzleramt Österreich, 2008
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Grundlage für Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur 
Verbesserung von Prävention und Frühintervention. Neben 
der Erhebung des lokalen Bedarfs an Präventionsmaßnah­
men ist die Vernetzung von Schlüsselpersonen der Gemein­
de ein wichtiges Ergebnis der Arbeit. 

Methode 
Die Situations- und Bedarfsanalyse wurde mithilfe einer 
fernmündlichen Befragung und weiterer individueller Ge­
spräche mit Jugendlichen und Multiplikatoren durchgeführt. 
Dazu wurden rund 50 Interviews durchgeführt. Am Ende der 
Situations- und Bedarfsanalyse sollen Best Practices iden­
tifiziert und der Bedarf an weiteren Maßnahmen erfasst 
werden. Die Ergebnisse werden im Runden Tisch ,Lokale Al­
koholpolitik’ mit den beteiligten Akteuren diskutiert sowie 
ein Handlungsleitfaden erstellt. Die Ergebnisse werden dem 
Gemeinderat in einer Beschlussvorlage präsentiert und der 
Handlungsplan beschlossen. 

Grundlage der Befragung waren zwei Fragestellungen: 
1. Subjektive Einschätzung: Alkohol im öffentlichen Raum 
mit den Folgen Gewalt und Vandalismus. 
2. Lösungsvorschläge/Bedarf. 

Die Antworten sind die momentanen individuellen Ein­
schätzungen der Befragten und nicht die der Interviewerin. 
Insofern handelt es sich um eine Momentaufnahme.“ (aus:  
Lokale Alkoholpolitik. Evaluationsbericht. Gewalt und Van­
dalismus Situations- und Bedarfsanalyse, Begleit-CD Datei 
2009-07-14_Situations- und Bedarfsanalyse_Rastatt.pdf, S. 2)

Die Arbeitsmaterialien des LWL-Landschaftsver-
bandes Westfalen-Lippe, LWL-Koordinationsstelle 
Sucht zur Situationsanalyse und Bedarfserhebung

Einzel- und Gruppeninterviews mit Jugendlichen, Multipli­
katoren und Schlüsselpersonen. Aus: STADT  LAND  ALKO­
HOL -  Leitfaden für eine erfolgreiche Lokale Alkoholpolitik  
Download: Quelle vom 7.04. 2015: www.lwl.org/ks-down­
load/downloads/publikationen/M8/M8_Stadt-Land-Alko­
hol.pdf

In ihren Arbeitsmaterialien beruft sich die LWL-Koordinati­
onsstelle Sucht u. a. auf die Konzepte der Schweiz und aus 
Baden-Württemberg. Zur Strukturierung der Situationsana­
lyse schlägt die Koordinationsstelle zusätzliche Leitfragen 
vor und gibt hilfreiche Hinweise (siehe S.15). Zur Durchfüh­
rung werden Einzel- und Gruppeninterviews mit Jugendli­
chen, Multiplikatoren und Schlüsselpersonen mithilfe eines 
Fragebogens empfohlen. Zudem wird auf weitere mögliche 
Quellen aufmerksam gemacht, die zur Einschätzung der Si­
tuation hinzugezogen werden können, wie z. B. Sozial- und 
Gesundheitsberichte, Studien der Bundeszentrale für ge­
sundheitliche Aufklärung (BZgA), Polizeiberichte und Krimi­
nalstatistiken sowie Daten des Ordnungsamtes. 
 
Die LWL-Arbeitsmaterialien beschreiben im ersten Teil das 
Konzept der Lokalen Alkoholpolitik mit seinen Entwicklungs­
schritten sowie die Erfahrungen, die damit in Westfalen-Lip­
pe gemacht wurden und bieten zur praktischen Umsetzung 
im zweiten Teil Kopiervorlagen an. Speziell für die Durchfüh­
rung der Situationsanalyse hat die Kölner Gesellschaft für 
Forschung und Beratung im Gesundheits- und Sozialbereich 
(FOGS) sechs Instrumente für den Praxisteil entwickelt, mit 
denen die Ist–Situation für den Bereich Lokale Alkoholpolitik 
erfasst werden kann. Sie sind zu finden unter: 
www.lwl.org/LWL/Jugend/lwl_ks/Praxis-Projekte/lokale_al­
koholpolitik/ergebnisse_produkte_lap.

 PHASE 4   MASSNAHMENPLAN
Die LWL-Koordinationsstelle Sucht beschreibt in ihrer Bro­
schüre Stadt Land Sucht wertvolle Erfahrungen für die Erstel­
lung und Umsetzung eines Maßnahmeplans. „Die Ergebnis­
se der Situationsanalyse und der Bedarfserhebung bilden die 
Grundlage für den Maßnahmenplan. Die Steuerungsgruppe 
entwickelt ihn und legt ihn dem Rat vor. Das politische Gre­
mium beschließt den Maßnahmenplan und stellt die not­
wendigen Mittel zur Verfügung. 
Um zu erkennen, welche Maßnahmen die richtigen sind, ist 
es hilfreich, sich früh über bereits erprobte und evaluierte 
Programme der Alkoholprävention zu informieren.5 So kön­
nen Kommunen durch Best-Practice-Beispiele von den Er­
fahrungen anderer profitieren. Bei den Überlegungen, einen 
geeigneten Maßnahmenplan aufzustellen, helfen folgende  
Fragen: 

5	 CTC-Datenbank empfohlener Präventionsprogramme unter  
www.gruene-liste-praevention.de/
	  

•	 Welche Ziele sollen erreicht werden? 
•	 Welche Maßnahmen und Projekte sollen konkret umge­

setzt werden? 
•	 Gibt es dabei Maßnahmen, die oberste Priorität besit­

zen? 
•	 Welche Ressourcen sind vorhanden oder werden benö­

tigt – und zwar im Hinblick auf Personal, Zeit, Geld und 
Fachkompetenz? 

•	 Wie und in welcher zeitlichen Abfolge werden welche 
Maßnahmen umgesetzt, kurz-, mittel- oder langfristig? 

Wichtig: 
Über den Erfolg einer lokalen Alkoholpolitik entscheidet 
nicht eine möglichst lange Liste einzelner Maßnahmen und 
Kampagnen. Entscheidend ist, dass es gelingt, einen Maß­
nahmenplan aus einem Guss zu entwickeln. Dabei kann es 
hilfreich sein, diesen Plan in eine Rahmeninitiative zu inte­
grieren. 
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 PHASE 5   UMSETZUNG DER MASSNAHMEN 
Bis hierhin stand das Konzept nur auf einem Papier. Nun geht 
es nach dem politischen Beschluss an die Umsetzung. Damit 
stehen tatsächliche Veränderungen an – was erfahrungsge­
mäß vielfältige Bedenken und passiven Widerstand hervor­
ruft. Entscheidend ist es daher, dass die Kommunalpolitik 
den Ansatz weiterhin mit klarer Stimme unterstützt. Es ist 
wichtig, die politischen Gremien regelmäßig und umfas­
send über die Umsetzungen zu informieren. Zudem sind die 
Chancen einer erfolgreichen Realisierung dann gut, wenn 
Fachkräfte und engagierte Bürger gleichberechtigt und eng 
zusammenarbeiten. 

Wichtig: 
Durch eine intensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sollte 
die Steuerungsgruppe von Beginn an stark die lokalen Me­
dien einbinden. Wer Presse, Radio und Internet-Medien gut 
informiert, erhält in der Regel ein positives Medienecho. 
Diese Berichterstattung verankert den Leitgedanken der 
Kampagne in der Öffentlichkeit, motiviert die Akteure und 
erhöht die Akzeptanz in der Bevölkerung.“6

6	 Aus: LWL-Koordinationsstelle Sucht (2013): Stadt Land Alkohol – 
Leitfaden für eine erfolgreiche Lokale Alkoholpolitik. S.17ff. 
www.lwl.org/ks-download/downloads/publikationen/M8/M8_
Stadt-Land-Alkohol.pdf

Fertige Maßnahmenpläne zu übernehmen ist nicht hilfreich, 
da die Ausgangssituation in den Kommunen völlig unter­
schiedlich ist und eigene Ideen auf der Grundlage der Situ­
ations- bzw. Bedarfsanalyse vor Ort entwickelt werden müs­
sen.
Links, die dennoch Orientierung und praktische Anregungen 
bieten, z. B. für welche Settings Maßnahmen konzipiert und 
welche Ziele angestrebt wurden, sind in den folgenden Ma­
terialien zu finden: 

1. Maßnahmenpläne (2009 bis 2012) der Stadt Rastatt
CD - Evaluationsbericht Lokale Alkoholpolitik, (Laging,  
Marion (2012)
2. Vortrag (PP) von Christina Runge, Landkreis Diepholz, 
Fachdienst Gleichstellung, Integration und Prävention :„Stra­
tegien kommunaler Alkoholprävention in Niedersachsen. – 
Stoff und dann Zoff? – Unsere Alkoholkultur im Blick
www.jugendschutz-niedersachsen.de//wp-content/
ploads/2010/10/Runge-Werkstattgespräch-LK-Diepholz.pdf
3. Informationen über die geschaffenen Strukturen zur 
Durchführung von alkoholpräventiven Maßnahmen im Land­
kreises Diepholz (Info Website) und das Protokoll des Werk­
stattgesprächs „Stoff und dann Zoff? – Unsere Alkoholkultur 
im Blick“ vom 4.11.2009 mit Vereinbarungen für die präven­
tive Arbeit als Download (Quelle vom 14.06.15).
www.diepholz.de/portal/seiten/praevention- 
im-blick-1001282-21750.html

 PHASE 6   VERANKERUNG UND EVALUATION
Es macht Sinn, dass der Prozess, eine Lokale Alkoholpolitik 
und Alkoholprävention zu etablieren, evaluiert sowie die 
Zielerreichung und die Verankerung überprüft wird. Um die 
Aktivitäten von vornherein zu begleiten und die Ergebnisse 
festzuhalten, ist eine Fremdevaluation optimal. Wenn diese 
aus finanziellen Gründen nicht stattfinden kann, sollte unbe­
dingt eine Selbstevaluation durchgeführt werden.
Kopiervorlagen für beide Formen der Evaluation sind in dem 
Ordner der LWL-Koordinationsstelle Sucht „Stadt Land Al­
kohol“ zu finden unter der Rubrik „Erhebungsinstrumente 
FOGS/LWL-Koordinationsstelle Sucht“ ab S. 36ff.

www.lwl.org/ks-download/downloads/publikationen/M8/
M8_Stadt-Land-Alkohol.pdf

Die Ergebnisse und Schlussfolgerungen der wissenschaftli­
chen Begleitung oder der Selbstevaluation bilden die Grund­
lagen für neue Maßnahmenpläne und die Weiterentwick­
lung des Konzeptes einer Lokalen Alkoholpolitik.
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Erfolgsfaktoren 
Schlussfolgerungen
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EXPERT/INNEN IM GESPRÄCH
Podiumsdiskussion zur Implementierung einer Kommunalen Alkoholpolitik. Mit Sabine Lang, bwlv, Christian Jordi, RADIX, 
Schweiz und Mathias Speich, LWL-Koordinationsstelle Sucht. Die Diskussion hat im Rahmen der Fachtagung „Was kann eine 
Lokale Alkoholpolitik leisten?“ am 27. November 2014 in Hannover stattgefunden und wird hier sinngemäß wiedergegeben.

Ist eine kommunale Beschlussfassung immer positiv, oder 
kann sie auch Stolpersteine beinhalten?

Jordi: In der Schweiz wurde die Erfahrung gemacht, dass die 
sechs Schritte zur Implementierung einer Lokalen Alkohol­
politik sehr hilfreich sind, auch wenn in der Praxis der Ablauf 
variieren mag. Zum Beispiel: In einer Kommune gibt es ein 
Problem, eine schnelle Lösung ist erforderlich und es wer­
den entsprechende Maßnahmen umgesetzt. Im Anschluss 
erfolgt eine Auswertung und erst dann wird überlegt, ob es 
nicht besser wäre, das Vorgehen umfassender anzugehen 
und politisch abzustützen. Und erst dann kommt das Thema 
auf die politische Agenda. Es braucht Zeit und entsprechen­
de Lobbyarbeit, um Präventionsanliegen frühzeitig auf der 
politischen Agenda zu platzieren.

Lang: Es gibt häufig einen langen Prozess vor der Beschluss­
fassung durch die Politik. Hier gilt es, dran zu bleiben mit 
dem Wissen, dass strukturell verankerte Maßnahmen nach­
haltiger sind. Dies erfordert häufig auch Motivationsarbeit. 
Die Haltung, dies als einen Prozess anzusehen, kann da sehr 
hilfreich sein.

Speich: Der politische Beschluss steht ganz oben. Das Prob­
lem ist häufig, dass bestimmte Zeitpläne, Abläufe und Lob­
byarbeiten zu berücksichtigen sind, um das Anliegen durch 
die entsprechenden Ausschüsse passieren zu lassen. Hier 
gibt es einige Tricks und Kniffs, die hilfreich sind, wenn man 
sie kennt und hinderlich, wenn man sie nicht kennt.

Inwiefern stellt die Größe einer Kommune eine Einfluss-
variable für das Gelingen des Anliegens dar? Bedarf es 
unterschiedlicher Strategien?

Jordi: In der Schweiz beteiligen sich am Programm „Die Ge­
meinden handeln!“ Gemeinden zwischen 21 bis ca. 60.000 
Einwohner. Bei einer Einwohnerzahl unter 3.000 liegt in der 
Regel eine Beteiligung im Verbund vor. Eine Mindestgröße 
der teilnehmenden Gemeinde ist eine Strukturvorausset­
zung. Große Städte brauchen unser Programm und die Un­
terstützung nicht in der Form, da sie sowieso gut aufgestellt 
sind. Oft ist dort ein quartiersbezogenes Angebot sinnvoll.

Lang: Die Struktur der Vorgehensweise ist grundsätzlich 
übertragbar und nicht abhängig von der Größe einer Ge­
meinde. In Großstädten gibt es jedoch mehr Konkurrenzen, 
Diffusionen und Zuständigkeiten. Hier ist „ein Händchen“ für 
Politik und Politiker/innen ebenso hilfreich wie Kenntnisse in 
der Motivationsarbeit. Was häufig fehlt, ist eine Evaluation 
von Implementierungsprozessen.

Speich: Größere Städte sind in der Regel gut aufgestellt und 
schnelle Absprachen sind oft leicht möglich. Schwieriger sind 
kleine Landkreise mit vielen Verantwortlichen und teilweise 
existierenden Konkurrenzen. 

Stichwort Runder Tisch und Steuerungsgruppen: Wie 
kommen die Akteure an einen Tisch? Wo sind die Jugend-
vertreter? Und was mache ich konkret mit den Akteuren 
an einem Tisch?

Jordi: Jugendvertreter sind sehr wichtig, da sie die Anliegen 
der Jugendpolitik einbringen. Oft bestehen bereits Netzwer­
ke oder Kommissionen (z.B. zum Thema Gewalt), die genutzt 
werden können. Wenn nicht, beginnt man mit den Perso­
nen, die sich beteiligen wollen. Step by Step erweitert sich 
der Kreis mit der Zeit.

Sabine Lang, Christian Jordi und Mathias Speich
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Lang: Häufig gibt es Skepsis bei noch einem weiteren Run­
den Tisch. Hilfreich ist hier, die Häufigkeit der Treffen festzu­
legen (z. B. 1 bis max. 2 x im Jahr), aber die Akteure müssen 
und wollen natürlich beteiligt werden.

Speich: Das Augenmerk sollte nicht nur auf der Jugendhilfe 
liegen, sondern der Präventionsgedanke sollte weiter gefasst 
werden. Hier ist es nützlich, mit Instrumenten zu arbeiten 
die helfen, (aktuelle) Probleme zu identifizieren und einzuk­
reisen. Alkoholpolitik sollte sich nicht nur auf die Zielgruppe 
„Jugendliche“ fokussieren, sondern alle Bereiche berück­
sichtigen, u. a. auch die Vertriebswege, Vereine etc. Es geht 
um eine vernünftige Verhältnisprävention vor Ort.

Welche unterschiedlichen Methoden und Abläufe gibt es 
bei der Situations- und Bedarfsanalyse?

Jordi: Zu Beginn unserer Arbeit wurde es offen gelassen, wie 
der Bedarf zu erheben ist. Da der Wunsch nach einer Situ­
ations- und Bedarfsanalyse angemeldet wurde, haben wir 
eine Methodik entwickelt und angeboten. Das hat Vor- und 
auch Nachteile, denn unsere Methodik ist unkompliziert, 
aber eher ein Stimmungsbarometer und keine wissenschaft­
liche Bedarfsanalyse. Gute Erfahrungen haben wir mit sepa­
raten Bedarfsanalysen für Jugendliche und Schlüsselperso­
nen gemacht.

Lang: Bei uns werden neben Workshops mit allen Akteuren 
zur Situationsanalyse auch Schülerbefragungen und Inter­
views mit Bürgerinnen und Bürgern präferiert. Die Rolle der 
Partizipation darf hierbei nicht unterschätzt werden.

Speich: Es ist auch möglich, Politiker nach Zahlen zu fragen, 
wenn es um den Bedarf geht (z.B. Zahlen des Kerndatensat­
zes). Empfehlung: Qualitative Erfassung der Situation und 
Bedarfe auf einer Ebene (z.B. Amtsleiter/innen) und diese 
Informationen dann in einem Workshop zusammenführen.

Jordi: Die Bedarfserhebung ist ein wichtiges Instrument, um 
die Akteure zu beteiligen, da sich diese ja auch für die The­
matik einsetzen wollen und sollen. Sie ist Teil der Partizipa­
tion!

Was ist zu beachten bei der Planung und Umsetzung von 
Maßnahmen? Stichworte sind Maßnahmenplan, -entwick-
lung und –umsetzung, verhaltens- und verhältnispräven-
tive Ansätze und das Verhältnis von Ordnungspolitik und 
anderen Präventionsbereichen.

Jordi: In der Schweiz hat sich die Diskussion in den letzten 15 
Jahren verändert. Verhaltenspräventive Maßnahmen hatten 
damals eine sehr hohe Akzeptanz und verhältnispräventive 
Maßnahmen sollten gepusht werden. Heute gibt es weniger 
Akzeptanz für verhältnispräventive Maßnahmen und Verbo­
te. Letztlich muss das immer vor Ort entschieden werden. Es 
braucht beide Ebenen.

Speich: Wir haben die Erfahrung gemacht, dass Verbote 
häufig Widerstand erzeugen und Türen sich dann eher ver­
schließen. Bei der Prävention geht es letztlich auch um Ge­
nuss und darum, nett zu feiern. Allerdings kippt ohne Regeln 
häufig die Stimmung auf den Festen und es kommt zu Aus­
schreitungen in Form von Vandalismus und Gewalt.

Was sind Erfolgsfaktoren für die Verankerung?

Jordi: Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten müssen klar 
definiert und verteilt sein.

Lang: Ja. Und es hilft auch, die Verankerung als einen Prozess 
mit einer Fehlerkultur zu sehen. Wichtig sind das Hingucken 
und das Dranbleiben. Man muss sich auch trauen, Maßnah­
men zu bewerten.

Speich: Bedeutend ist in diesem Zusammenhang auch, es zu 
akzeptieren, dass Prozesse Zeit brauchen. Unter Umständen 
ist es hilfreich, auf Anlässe (Eskalation von Situationen) zu 
warten, da dann Prozesse einfacher und schneller ablaufen. 
Interventionen und Angebote kann man in Vorwegnahme 
eines Ereignisses vorbereiten.

Ist die Arbeit an der Einführung einer Lokalen Alkohol-
politik ohne externe Unterstützung gut möglich? Wie 
wichtig sind Unterstützungsstrukturen?

Speich: Ja, das können Kommunen und die dortigen Akteure 
auch gut alleine hinbekommen. Die Konzepte sind da und 
die Arbeit wird ohnehin vor Ort gemacht.

Lang: Ja, grundsätzlich ist das so. Dennoch hat eine externe 
Unterstützung einige Vorteile. Die gibt Anstöße von außen 
und eine übergeordnete Einbettung tut der Qualität sehr 
gut. Darüber hinaus stellt eine externe Unterstützung eine 
hohe Anerkennung der Arbeit vor Ort dar und ist auch des­
halb nicht zu unterschätzen. 

Jordi: Alkoholpolitik kann mit und ohne uns gestaltet wer­
den. RADIX hat aber dazu beigetragen, das Programm und 
das Vorgehen bekannt zu machen. RADIX versteht sich auch 
als Wissensmanager. Die Vernetzung der Akteure und der 
Ressourcen vor Ort ist wichtig, nicht zuletzt auch für die 
Weiterentwicklung zukünftiger Alkoholpolitiken. So ist eine 
Bündelung von und der Zugang zu Wissen möglich.
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ERFOLGSFAKTOREN EINER LOKALEN ALKOHOLPOLITIK
In vielen Gemeinden, die nach dem Sechs-Schritte-Modell 
von RADIX (siehe S.10ff.) gearbeitet und das Ziel verfolgt 
haben, eine Lokale Alkoholpolitik zu entwickeln, hat es sich 
gezeigt, dass eine Umsetzung vor Ort machbar ist. Hierbei 
spielte die Größe der Kommune, und ob diese eher städtisch 
oder ländlich geprägt ist, keine Rolle.
Generell konnte bestätigt werden, dass die politische Be­
schlussfassung in einer Gemeinde die entscheidende Vor­
aussetzung für eine Verankerung alkoholpolitischer und al­
koholpräventiver Maßnahmen in den örtlichen Strukturen 
ist. 
 „Verankerung hat dann stattgefunden, wenn die im Projekt 
neu entwickelten Strukturen, Abläufe und Maßnahmen ei­
nen systematischen, verbindlichen Platz in den bestehenden 
Systemen der Gemeinde gefunden und sie sich somit von ih­
rem ursprünglichen Projektcharakter gelöst haben.“ (Laging, 
2012, S. 7)
Mit dem „ursprünglichen Projektcharakter“ wird die soge­
nannte Projektitis angesprochen, von der sich die Prävention 
bis heute nicht verabschiedet hat. Damit ist gemeint, dass 
sich in der Praxis verschiedene, zeitlich befristete Projek­
te (z. B. als Reaktion auf riskantes Verhalten Jugendlicher) 
nacheinander ablösen, oft auch gleichzeitig durchgeführt 
werden. Häufig finden keine Kooperationen statt und eine 
Situationsanalyse bzw. Bedarfsanalyse geht in der Regel den 
Angeboten auch nicht voraus. Da Projekte zeitlich, finanzi­
ell und oft auch personell begrenzt sind, findet keine Veran­
kerung in den kommunalen Strukturen statt. Wirkung und 
Nachhaltigkeit sind fraglich, weil selten die Ressourcen für 
eine Dokumentation bzw. Evaluation vorhanden sind. Das 
heißt, der „ursprüngliche Projektcharakter“ bleibt erhalten, 
wenn ein Projekt das andere ablöst. Es findet dann zwar Al­
koholprävention statt, aber das Ziel der Implementierung 
einer Lokalen Alkoholpolitik wird dadurch nicht erreicht. Fol­
gende Faktoren, die sich auf diese Zielsetzung unterstützend 
auswirken, nennt Laging (2012 S. 66) unter Berufung auf 
Aussagen der Akteure und Akteurinnen aus den evaluierten 
Gemeinden: 
•	 „Wahrnehmung eines spezifischen Problemdrucks 
•	 Vorliegen positiver Vorerfahrungen 

a) in der Arbeit mit ähnlichen Strukturen/Vorgehenswei­
sen wie dem Runden Tisch und 
b) in der Präventionsarbeit

•	 Vertrauen in die Machbarkeit und Wirksamkeit des Kon­
zeptes der Lokalen Alkoholpolitik, insbesondere hinsicht­
lich der erforderlichen breiten Beteiligung

•	 Vertrauen in die spezifische Expertise der Fachkräfte 
für Suchtprävention des bwlv1 sowohl hinsichtlich eines 
fachlichen Backups als auch in Hinblick auf eine Unter­
stützung bei der operativen Umsetzung.

1	 Baden-Württembergischer Landesverband für Prävention und 
Rehabilitation 

Darüber hinaus wird deutlich, dass die Entwicklung einer 
Lokalen Alkoholpolitik auch entscheidend von dem Vorhan­
densein engagierter Einzelakteure abhängig ist.“

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass mit dem zur 
Verfügung gestellten Sechs-Schritte-Modell zur Entwicklung 
einer Lokalen Alkoholpolitik durch die Schweizer Kollegen 
und Kolleginnen, die sich dabei auf Brewer und De Leon 
(1983) berufen, eine gute Grundlage für das Gelingen dieses 
Prozesses geschaffen wurde. Nicht zu vergessen natürlich 
die dokumentierten und evaluierten vielfältigen Erfahrun­
gen, die in der Praxis in vielen Kommunen mit dem Modell 
bereits gemacht werden konnten und die eingegangen sind 
in die Materialien von RADIX, des bwlv sowie der LWL-Ko­
ordinationsstelle Sucht, auf deren Beiträge und Veröffentli­
chungen auch diese Broschüre beruht.
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SCHLUSSFOLGERUNGEN
Laging (2012) hebt vor allem vier Gesichtspunkte hervor, die 
sich aus ihrer wissenschaftlichen Begleitung dreier Kommu­
nen in Baden-Württemberg ergeben haben.
Der erste Gesichtspunkt bezieht sich auf die oftmals schwie­
rige und langwierige Phase der Vorarbeit, die bis zur poli­
tischen Beschlussfassung durch den Gemeinderat geleistet 
werden muss. Lagings Empfehlung, „...z. B. das Konzept der 
,Community readiness’ (Edwards et al. 2000) zu berücksich­
tigen.2 Hier werden Instrumente vorgestellt, die helfen, die 
Bereitschaft einer Gemeinde, sich suchtpräventiv zu en­
gagieren, angemessen einzuschätzen und dem jeweiligen 
,Motivationsstand’‚ entsprechende Interventionen werden 
vorgeschlagen.“ (2012, S. 73) Bevor engagierte Einzelakteure 
sich schon zu Beginn des Prozesses „die Zähne ausbeißen“, 
ihr Ansinnen abbrechen und möglicherweise zu dem Resul­
tat gelangen, dass sich die Theorie der Lokalen Alkoholpoli­
tik gut anhört, aber nicht realitätstauglich ist, macht es Sinn, 
Strategien anzuwenden, die sich im Kontext der Motivieren­
den Gesprächsführung nach Miller/Rollnick (2005) bewährt 
haben. Es geht hier vor allem um das Verstehen ambivalen­
ter Haltungen („eigentlich finde ich alkoholpolitische Maß­
nahmen ja richtig, aber...“) und das Integrieren von Wider­
stand („das bringt doch sowieso alles nichts...“) wodurch z. 
B. erreicht werden kann, mit Schlüsselpersonen wenigstens 
im Gespräch zu bleiben und den Kontakt nicht abbrechen zu 
lassen. 

Eine zweite Überlegung von Laging ist, „... ob die Anforde­
rungen an die zu erstellende Situations- und Bedarfsanalyse 
nicht präziser zu formulieren wären. So scheint die Situa­
tions- und Bedarfsanalyse an Tiefe und Breite zu gewinnen, 
wenn diese auch formellen Anforderungen entspricht (Be­
richt) und nicht ausschließlich durch Lokale Akteure durch­
geführt wird, sondern externe Kräfte beteiligt sind.“ (2012,  
S. 73f.) Mit diesem Hinweis thematisiert die wissenschaftli­
che Begleitung nicht nur ein Defizit, das im laufenden Pro­
zess festgestellt wurde, sondern stellt zugleich die Frage 
nach den personellen Kapazitäten der Beteiligten vor Ort 
sowie den finanziellen Ressourcen, die notwendig sind, um 
zusätzliche Fachkräfte mit bestimmten Aufgaben zu beauf­
tragen.
Eine dritte Schlussfolgerung in dem Evaluationsbericht bein­
haltet, dass fachliche Anforderungen an eine Alkoholpräven­
tion in der Kommune im Konzept der Lokalen Alkoholpolitik 
kaum thematisiert werden und hält diesbezüglich fest: „Den 
Akteuren vor Ort wird wenig systematisches Wissen dazu 
mitgegeben, welche Interventionen möglich sind, welche 
Ressourcen sie erfordern, welche Wirkungen sie kurz-, mit­
tel- und langfristig hervorbringen können, und wie Erfolgskri­
terien einschließlich Wirkungshierarchien formuliert werden 
können. Die Formulierung solcher inhaltlich-fachlichen Pro­
grammlogiken sollte weiter vorangetrieben und den Kräften 
vor Ort zur Verfügung erstellt werden.“ (Laging 2012, S. 74)

2	 siehe S. 26 

In diesem Zusammenhang wird auch die Frage nach einem 
„frühen und begleitenden Training der Schlüsselpersonen“ 
aufgeworfen, da nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass bei dieser noch relativ jungen Aufgabe die dafür erfor­
derlichen Kompetenzen vorhanden sind.

Analog zur Schweiz wurde viertens in Baden-Württemberg 
die Erfahrung gemacht, dass mehrheitlich verhaltensprä­
ventive und weniger verhältnispräventive Maßnahmen 
durchgeführt wurden. Die wissenschaftliche Begleitung in 
der Schweiz betont, „... dass die Kombination von Verhal­
tens- und Verhältnisprävention die Wirkung von Prävention 
verbessern kann. Nicht zielgruppenorientierte Verhaltens
prävention ohne Verhältnisprävention scheint wenig zu brin­
gen.“ (Peters, Wapf, 2006, S. 23) 
Im Baden-Württemberger Evaluationsbericht findet sich der 
Hinweis, „...dass Kommunen sich gerade in der Anfangspha­
se eher für verhaltenspräventive, pädagogische Maßnah­
men entscheiden. Diese sind in der Regel eher konsensfähig 
und durchsetzbar. Es wäre von daher zu prüfen, ob nicht ge­
rade der Mix und ein sinnvolles Sich-Aufeinander-Beziehen 
von verhaltens- und verhältnisorientierten Maßnahmen als 
ein zwingendes Konzeptmerkmal aufgenommen werden 
sollten.“ (Laging 2012, S. 74) 
Insgesamt stellt die wissenschaftliche Begleitung dem Kon­
zept der Lokalen Alkoholpolitik eine gute Prognose aus und 
schließt ihren Bericht mit der Empfehlung: „Eine Einbindung 
und Unterstützung der Lokalen Alkoholpolitik sowohl in 
übergeordnete politische als auch fachliche Strukturen er­
scheint angesichts der Komplexität und Interessenskumula­
tionen als wichtiges Merkmal für eine erfolgreiche weitere 
Ausbreitung des Konzepts.“ (ebd. S. 74)

Die herausgebenden Organisationen dieser Broschüre sind 
der Auffassung, dass die Lokale Alkoholpolitik eine gute Stra­
tegie ist, um die Alkoholprävention in den niedersächsischen 
Kommunen zu stärken. Die auf der Fachtagung und in dieser 
Dokumentation gebündelten Erfahrungen zeigen, dass loka­
le Alkoholpolitik erfolgreich mit Leben gefüllt werden kann.
In Niedersachsen wollen die Landesstelle für Suchtfragen, 
der Landespräventionsrat, das Landesjugendamt und die 
Landesstelle Jugendschutz weiter an der Anwendung des 
Konzeptes der Lokalen Alkoholpolitik und der Alkoholprä­
vention arbeiten und interessierten Kommunen bei der 
Umsetzung als kompetente Ansprechpartner zur Verfügung 
stehen.
Landkreise, Städte, Gemeinden in Niedersachsen können 
sich direkt an die vier genannten Institutionen richten, wenn 
sie Beratung und Unterstützung bei der Ausgestaltung ihrer 
lokalen Alkoholprävention wünschen. Über die jeweiligen 
Einzelangebote hinaus, wird auch eine gemeinsame Bera­
tung zur (Weiter-)Entwicklung angeboten.
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THEORETISCHE GRUNDLAGEN / PRAXISANLEITUNGEN /  
HANDREICHUNGEN

1. Kommunale Alkoholpolitik – Theorie  
und Praxis

Deutschland:
Lokale Alkoholpolitik. Evaluationsbericht einschließlich 
Handreichung und Materialien für die Durchführung 
eigener Projekte. Hrsg.: Baden-Württembergischer 
Landesverband für Prävention und Rehabilitation. Er­
gebnisse der Studie mit CD-Rom. Bestelladresse: www.
bw-lv.de/aktuelles/detail/artikel/handbuch-lokale-al­
koholpolitik/

Stadt Land Alkohol. Leitfaden für eine erfolgreiche 
Lokale Alkoholpolitik. Theorie und Praktische Erfah­
rungen zum Thema Kommunale Alkoholpolitik mit 
Kopiervorlagen. Materialien M8, Hrsg. Landschaftsver­
band Westfalen-Lippe, LWL-Koordinationsstelle Sucht. 
Download: www.lwl.org/ks-download/downloads/
lokale_Alkoholpolitik/LAP_Broschuere_PDF.pdf

Schweiz 
RADIX (2010): Gesundheitsförderung und Prävention 
in der Gemeinde. Praxishilfe zur bedarfsgerechten Pla­
nung. Download: www.radix.ch/bedarfserhebung 
Die Praxishilfe erklärt die Idee und das konkrete Vorge­
hen der Bedarfserhebung und gibt Hinweise, wie mit 
den Ergebnissen weiter verfahren werden kann. In der 
Praxishilfe finden Sie auch Beispiele und Anregungen, 
wie die Arbeitsinstrumente eingesetzt werden können. 
Die Praxishilfe und die Arbeitsinstrumente verstehen 
sich als Vorschlag. Diese können je nach Kontext und 
Thema im Gemeinwesen angepasst werden. 
Arbeitsinstrumente RADIX  
Musterbrief-Einladung für den Workshop; Checkliste 
Schlüsselpersonen: 
Vorbereitungstext für die Teilnehmenden des Work­
shops; Vorlagen der Matrix-Kategorien; die drei 
Arbeitsblätter für den Workshop: Erfassung Probleme 
und Risiken; Erfassung vorhandene Potentiale, Ange­
bote und Maßnahmen; Erfassung weitere Maßnahmen 
sowie die Vorlage: Elektronische Erfassung der Work­
shop Arbeitsblätter. 

Caspar, Corinne; Kull, Sandra (2010): Road Map Tabak 
– Praxishilfe zur Verankerung von Tabakprävention auf 
Gemeindeebene. Hrsg.: RADIX. Download: 
www.gesunde-gemeinden.ch 

RADIX: „Die Gemeinden handeln!“ – ein Programm im 
Auftrag des Bundesamtes für Gesundheit im Rahmen 
von „Alles im Griff?“, 2000 bis 2007. 143 Gemeinden 
aus 19 Kantonen haben im Rahmen des Programms 
ihre lokale Alkoholpolitik entwickelt. Informationen 
dazu auf der programmeigenen Website www.diege­
meindenhandeln2000-2007.ch

Niedersachsen
Landespräventionsrat Niedersachsen (LPR): Beratung 
und Unterstützung für Kommunen in Niedersachsen zu 
CTC und „Grüne Liste Prävention“ mit Empfehlungen 
für Programme, deren Wirksamkeit in wissenschaftli­
chen Untersuchungen nachgewiesen wurde. www.lpr.
niedersachsen.de/nano.cms/praevention-nach-mass

“Communities That Care -CTC“ ist eine Langzeitstrate­
gie, die Kommunen zur Planung und Steuerung ihrer 
Präventionsarbeit einsetzen können. www.ctc-info.de

CTC in Niedersachsen – der Modellversuch SPIN. www.
spin-niedersachsen.de/nano.cms/spin-niedersachsen

Niedersächsische Landesstelle für Suchtfragen (NLS): 
Koordination und Beratung für Kommunen in Nieder­
sachsen, die HaLT durchführen. HaLT – Hart am Limit 
ist ein bundesweites Alkoholpräventionsprojekt, das 
in Niedersachsen an 25 Standorten angeboten wird. 
www.halt-in-niedersachsen.de

2. Tagungen, Fachkonferenzen zum Thema 
Kommunale Alkoholprävention und  
Alkoholpolitik

Veranstaltungsreihe in Niedersachsen: Professionali­
sierung kommunaler Alkoholprävention 
Veranstaltende Organisationen: Niedersächsisches 
Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (LS); 
Niedersächsische Landesstelle für Suchtfragen (NLS); 
Landespräventionsrat Niedersachsen (LPR); Landes­
stelle Jugendschutz Niedersachsen

Dokumentationen der Veranstaltungen im Internet
2011: Strategien kommunaler Alkoholprävention in 
Niedersachsen www.jugendschutz-niedersachsen.de/
sucht/downloads-links-sucht/ 
2012: Bedarfsanalyse als fachliche Herausforderung 
für die Praxis 
2013: Was wirkt? – Strategien für die Umsetzung effek­
tiver Programme 
2014: Was kann eine lokale Alkoholpolitik leisten? 
www.lpr.niedersachsen.de/nano.cms/kommunale-kri­
minalpraevention?XA=details&XID=192 und www.
nls-online.de

Landeskoordinierungsstelle Suchtvorbeugung NRW 
(ginko Stiftung für Prävention) und Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA)(Hrsg.): Kommunale 
Alkoholprävention. Dokumentation der Fachkonferenz 
am 29. und 30. Oktober 2013 in Düsseldorf. www.
ginko-stiftung.de/download/Material/dokumentati­
on_suchtpraevention_final_v07_1.pdf
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Hessische Landesstelle für Suchtfragen e.V. (HLS)
(Hrsg.): Kommunale Alkoholprävention in Hessen 
stärken. Mitreden – mitplanen – mitgestalten. Do­
kumentation der Fachkonferenz Mai 2014, www.
hls-online.org/index.php?option=com_jdownloads&I­
temid=0&task=view.download&cid=380

3. Suchtprävention / Alkoholprävention /  
bundesweite Kampagnen, Projekte in  
anderen Bundesländern

www.halt-projekt.de Bundesprojekt HaLT mit Links 
zum Thema Alkohol in Europa

www.kommunale-suchtpraevention.de (Wettbewerb)

www.kenn-dein-limit.info Eine Kampagne der Bun­
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) für 
Jugendliche und junge Erwachsene unterstützt durch 
den Verband der Privaten Krankenversicherung (PKV) 
zum Thema Jugend und Alkohol

www.vollistout.stadt-muenster.de/startseite.html „Voll 
ist out“ ist eine münster-spezifische Alkoholpräventi­
onskampagne, entwickelt vom Fachdienst Suchtprä­
vention der Drogenhilfe des Amtes für Kinder, Jugend­
liche und Familien der Stadt Münster

https://lebenpur.landkreis-karlsruhe.de Projekt 
„Wegschauen ist keine Lösung, durchgeführt von der 
Arbeitsgemeinschaft Sucht im Landkreis Karlsruhe 

www.praerie-freiburg.de Das Freiburger Modellprojekt 
PräRie hat die Etablierung einer Kommunalen Alkohol­
politik zum Ziel. Das Kooperationsprojekt zur Alkohol- 
und Gewaltprävention wird durchgeführt vom Arbeits­
kreis Suchthilfe Freiburg (AKSF) und der Stadt Freiburg, 
Amt für Soziales und Senioren 

www.schule-bw.de/unterricht/paedagogik/prae­
vention/suchtpraevention/informationsdienst/
info21/21_Konstanz.pdf b.free: vom Gesundheits- und 
Jugendprojekt zum kommunal(politisch)en Programm: 
ein Netzwerk zur nachhaltigen gemeinde- und sozi­
alraumorientierten Alkoholprävention im Landkreis 
Konstanz 

4. Infos Sucht und Alkohol / Jugend / 
Allgemein 

Deutschland:
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (2014): 
Der Alkoholkonsum Jugendlicher und junger Erwach­
sener in Deutschland 2012. Ergebnisse einer aktuellen 
Repräsentativbefragung und Trends. Hrsg.: BZgA, Köln

www.bzga.de; www.bzga.de/themenschwerpunkte/
suchtpraevention/

www.null-alkohol-voll-power.de/; www.kenn-dein-li­
mit.info/; www.kenn-dein-limit.de/ 

Fachkräfteportal der Kinder und Jugendhilfe: Noch 
keine Trendwende beim Rauschtrinken von Jugendli­
chen. https://www.jugendhilfeportal.de/jugendschutz/
artikel/noch-keine-trendwende-beim-rauschtrin­
ken-von-jugendlichen/ (Zugriff: 08. April 2014)

Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) 
www.dhs.de 
www.aktionswoche-alkohol.de

Österreich und Schweiz
https://www.gesundheit.gv.at/Portal.Node/ghp/pub­
lic/content/kids-teens-alkohol-jugendliche-praeventi­
on.html Öffentliches Gesundheitsportal Österreichs

www.praevention.at/ Institut Suchtprävention, Linz

www.bag.admin.ch/themen/drogen/00039/00602/
index.html?lang=de Nationale Alkoholkampagne der 
Schweiz „Wie viel ist zu viel?“

www.suchtschweiz.ch/infos-und-fakten/alkohol/ Sucht 
Schweiz – Prävention, Hilfe, Forschung

5. Fachzeitschriften zum Thema
 
„Prävention“, Zeitschrift für Gesundheitsförderung: 
„Suchtprävention“ (Schwerpunkthema), Ausgabe 
2-2014, Fachverlag Peter Sabo, mit den Aufsätzen:

Bühler, Anneke; Thrul, Johannes; Schulze, Katrin: Wirk­
samkeit von Suchtprävention. 

Fietz, Henning; Knut Tielking, Knut: Kommunale Sucht­
prävention - Bedarfsgerecht, ressourcenorientiert, 
theoretisch fundiert und evidenzorientiert. 

Kinder- und Jugendschutz in Wissenschaft und Praxis: 
„Suchtprävention – wovor und wie?“ (Schwerpunkt­
hema), Ausgabe 3-2014, Bundesarbeitsgemeinschaft 
Kinder und Jugendschutz (BAJ) mit den Aufsätzen:

Bühler, Anneke; Johannes Thrul: Wirksamkeit von Alko­
holprävention mit besonderem Blick auf Jugendschutz­
bestimmungen. 

Schlieckau, Traudel: Alkoholprävention auf kommuna­
ler Ebene – Ein Zwischenruf. 
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6. Infos Alkoholpolitik / Positonen /  
Forderungen / Reaktionen

Drogenbeauftrage der Bundesregierung (2015): 
Drogen- und Suchtbericht 2015 der Bundesregie­
rung: www.drogenbeauftragte.de/fileadmin/datei­
en-dba/Service/Publikationen/2015_Drogenbericht_
web_220515.pdf 

Deutscher Städte und Gemeindebund: Alkoholpräven­
tion in den Städten und Gemeinden. alkoholpolitik.de/
index.php/dokumente/finish/10-kommunale-alkohol­
politik/96-alkoholpraevention-in-den-staedten-und-ge­
meinden/0

Arbeitskreis Alkoholpolitik der Guttempler: Alkoholpo­
litik im Dienste der Gesundheit. www.alkoholpolitik.de

akzept e.V. / Bundesverband für akzeptierende Dro­
genarbeit und humane Drogenpolitik: 2. Alternativer 
Drogen- und Suchtbericht. alternativer-drogenbericht.
de/wp-content/uploads/2015/05/Alternativer-Dro­
gen-und-Suchtbericht-2015.pdf

DEHOGA – Bundesverband: Standpunkt – Alkoholpoli­
tik. www.dehoga-rlp.de/cms/docs/doc55243.pdf

Beschlussvorlage Mitglieder des Kreistags und des 
Sozialausschuses des Landkreises Esslingen: Kennt­
nisnahme von der Auszeichnung der Landkreise mit 
dem Bundespreis „Vorbildliche Strategien kommunaler 
Suchtprävention“. www.landkreis-esslingen.de/site/
LRA-Esslingen-ROOT/get/2933811/58-2013%20Alko­
holpraevention.pdf
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Die Durchführung der Fachkonferenz und die Erstellung der 
Dokumentation wurden gefördert durch die Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA), Köln, im Auftrag des 
Bundesministeriums für Gesundheit und im Rahmen der 
Alkoholpräventionskampagne „Alkohol? Kenn dein Limit.“ 
mit Unterstützung des Verbandes der Privaten Krankenver­
sicherung e.V. (PKV).




